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Dienstrechtliche Probleme und verfassungsrechtliche Einwendungen 
aus dem hergebrachten Grundsatz der Hauptberuflichkeit 
Matthias Stauch* 
Der Beitrag setzt sich mit den Gesetzesinitiativen zum Abbau von Restriktionen der Teilzeitbeschäftigung 
im Beamtenverhältnis auseinander. Nach geltendem Recht kann ein Beamter nur dann Teilzeitarbeit in An-
spruch nehmen, wenn er ein Kind im Alter bis zu 16 Jahren oder einen hilfsbedürftigen Angehörigen zu ver-
sorgen hat. 
Es wird nachgewiesen, daß die allseits angestrebte arbeitsmarktpolitische Entlastung nur mit einer generel-
len Freigabe der Teilzeitarbeit zu erreichen ist. Nachteile für die Dienstherrn werden dadurch kaum auftre-
ten. Bei arbeitsorganisatorischen Schwierigkeiten können die Anträge nach dem Entwurf der Bundesregie-
rung aus ,,dienstlichen Gründen“ abgelehnt werden. Die Praxis des Personaleinsatzes zeigt, daß die öffent-
lichen Verwaltungen aus der Beschäftigung von Teilzeitkräften erheblichen Nutzen ziehen, weil diese ge-
genüber der Vollzeitarbeit proportional mehr belastet werden. Das Interesse der betroffenen Beamten, ihre 
Arbeitsbelastung individuell herabzusetzen, muß gegen die Intensivierung der Arbeit in der verkürzten Zeit 
geltend gemacht werden. 
Die Einwände aus den hergebrachten Grundsätzen des Berufsbeamtentums (Art. 33 Abs. 5 Grundgesetz) 
gegen eine generelle Freigabe erweisen sich nach begrifflicher Klärung und Darstellung der betreffenden 
Traditionen des Beamtentums als unbegründet. Die arbeitsmarktpolitischen Ziele erfordern, daß Nebentä-
tigkeiten teilzeitbeschäftigter Beamter besonders eingeschränkt werden, damit das freigesetzte Arbeitsvo-
lumen nicht mittelbar wieder absorbiert wird. Die Forderung eines Verzichts auf alle Nebentätigkeiten ist 
rechtlich zulässig, doch aus grundsätzlichen Erwägungen rechtspolitisch nicht empfehlenswert. Die vorge-
sehene Minderung der Versorgungsbezüge durch direkte Abschläge führt im Vergleich zur Rentenversiche-
rung und innerhalb der Beamtenversorgung zu erheblichen Disproportionalitäten. Nach den Kriterien des 
geltenden Beamtenversorgungsrechts kommt allein eine Kürzung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit in Be-
tracht. 
Gliederung 
1.  Reformvorstellungen zur Erweiterung der Teilzeitarbeit 
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2.  Probleme einer Erweiterung der Teilzeitarbeit in den ein-
zelnen Dienststellen 
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2.2  Personalorganisatorische Probleme für Behördenlei-
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2.6  Die Weitergabe des Freisetzungseffekts 
3.  Schränkt ein ,,hergebrachter Grundsatz der Hauptberuf-
lichkeit“ die Möglichkeit zur Erweiterung der Teilzeitar-
beit ein? 
3.1  Der Begriff der Hauptberuflichkeit 
3.2  Der  Rechtscharakter  der   „hergebrachten   Grund-
sätze“ 
3.3  Historischer Überblick über die gesetzlichen Rege-
lungen zur Frage der „Hauptberuflichkeit“ 
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* Matthias Stauch ist Assessor in Bremen. Der Beitrag ist Teil einer eingehenden 
wissenschaftlichen Arbeit und liegt in der alleinigen Verantwortung des 
Autors.  
1) Herausgegeben vom Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung, Bonn 1974. 
3.7 Positionen  der Literatur und Rechtsprechung zur 
Verfassungsmäßigkeit der Teilzeitarbeit 
4. Dienstrechtliche Probleme 
4.1 Die Regelung der Nebentätigkeit 
4.1.1 Rechtspolitische  Aspekte 
4.1.2  Das Recht der Beamten auf Nebentätigkeiten 
4.2 Die Versorgungsregelung für Beamte mit Teilzeitbe-
schäftigung 
1. Reformvorschlage zur Erweiterung der Teilzeitarbeit 
für Beamte 
Mit umfassender Billigung der Länder und der kommunalen 
Spitzenverbände wird zuerst in den „Empfehlungen zur Teil-
zeitarbeit im öffentlichen Dienst“
1) betont: 
„Bund, Länder und kommunale Gebietskörperschaften stimmen 
darin überein, daß die Teilzeitarbeit in Wirtschaft und Verwaltung 
verstärkt werden sollte. Der öffentliche Dienst sollte mit gutem Bei-
spiel vorangehen. Er kann um so eher Schrittmacher sein als sich ge-
rade auf dem Dienstleistungssektor, zu dem der öffentliche Bereich 
rechnet, ein Großteil der Nachfrage nach Teilzeitbeschäftigung kon-
zentriert. (. . . .) Eine weitere Ausdehnung der Teilzeitarbeit ist aus 
wirtschafts- und arbeitsmarktpolitischen sowie aus allgemein gesell-
schaftspolitischen Gründen erwünscht . . .“. 
Ausgangspunkt dafür waren die bedrohlich ansteigende Leh-
rerarbeitslosigkeit, eine besonders hohe Quote arbeitsloser 
Frauen, die allein für Teilzeitarbeit zur Verfügung standen, 
und allgemein arbeitsmarktpolitische Erwägungen, das po-
tentielle Arbeitsvolumen zu senken. Das Erfordernis, Re-
striktionen für die Erweiterung der Teilzeitarbeit im öffentli-
chen Dienst zu beseitigen, wurde vom Bundeskanzler in sei-
ner Regierungserklärung vom 16. 12. 1976 besonders hervor-
gehoben und als vorrangiges Ziel der Reform des öffentlichen 
Dienstes bestimmt. 
Die Diskussion im Bundesrat wurde wesentlich vom Geset-
zesantrag der Länder Baden-Württemberg und Bayern vom 
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tiv zur Erweiterung der Teilzeitbeschäftigung im Beamten-
verhältnis war danach im wesentlichen die als Ausnahmesi-
tuation angesehene Lehrerarbeitslosigkeit. Nur für Berufe, 
deren Arbeitsplatzangebot in der Regel auf den öffentlichen 
Dienst entfällt, und wenn in einer Ausnahmesituation ein 
dringendes Interesse besteht, die Bewerber im öffentlichen 
Dienst zu beschäftigen (Arbeitslosigkeit), sollte die Teilzeit-
beschäftigung zugelassen werden. Wegen seiner stark restrik-
tiven Tendenz wird dieser Entwurf auch als ,,kleine Lösung“ 
bezeichnet. 
Nachdem auf Landesebene die Diskussion bereits in Gang 
gekommen war, wurde der erste konkrete Entwurf für eine 
große Lösung auf Bundesebene vom BMI erstellt. Er wollte 
die Teilzeitbeschäftigung bis zur Hälfte der regelmäßigen 
Arbeitszeit für alle Beamten mit Dienstbezügen vorsehen, be-
schränkte die Geltungsdauer jedoch bis zum 31. 12. 1986. Die 
Beeinträchtigung dienstlicher Interessen oder des Aufgaben-
gebietes des Beamten sollte allein eine Versagung rechtferti-
gen können. Auf Nebentätigkeiten sollte für die ,,Freistel-
lungszeit“ (d. h. die Zeit, um die die regelmäßige Arbeitszeit 
vermindert wird) verzichtet und die Versorgungsbezüge 
sollten durch einen direkten anteiligen Abschlag vom Ruhe-
gehalt gekürzt werden. 
Die Bundesregierung beschloß in der Kabinettssitzung vom 
10. 5. 1978 diesen Entwurf in abgeänderter Form (,,Formu-
lierungshilfe“). Der Nebentätigkeitsverzicht wurde mit Aus-
nahmeregelungen auch auf den Freizeitbereich ausgedehnt 
und der Versorgungsabschlag verschärft, indem die zunächst 
vorgesehene Ausnahmeregelung für Beamte, die bereits den 
Höchstsatz der Versorgung erreicht haben, gestrichen wurde. 
Dieser Entwurf wird als die „große Lösung“ bezeichnet. 
Letzte modifizierte Überlegungen sind am 19. 6. 1979 an die 
Öffentlichkeit gelangt:
2) Danach bereitet der Innenausschuß 
des Bundestages einen Entwurf vor, der folgende Elemente 
enthält: 
(1) Voraussetzung für die Inanspruchnahme der Teilzeitarbeit 
sind die Vollendung des 50. Lebensjahres und eine Dienstzeit 
von  15 Jahren, für Schwerbehinderte die Vollendung des 
45. Lebensjahres; 
(2) diese Teilzeitarbeit wird höchstens für die Dauer von 8 
Jahren gewährt; 
(3) Teilzeitarbeit kann weiter in einer ,,Ausnahmesituation“ 
gewährt werden, wenn ein „dringendes öffentliches Interes-
se“ besteht, zusätzliche Bewerber zu beschäftigen; 
(4) Verzicht auf alle entgeltlichen Nebentätigkeiten; 
(5)  Erweiterung der bisherigen „familienbezogenen“ Teil-
zeitregelung auf eine Höchstdauer von 15 Jahren und die 
Heraufsetzung der Altersgrenze für Kinder auf 18 Jahre. 
Der Bundestagsinnenausschuß hat am 13. 12. 1978 in nicht-
öffentlicher Sitzung die Interessenverbände angehört, um 
2) Frankfurter Rundschau vom 20. 6. 1979, S. l, „Vorschlag für Teilzeitarbeit“. 
3)  Epping, R., Meuter, G. (Durchführung Friedrich-Ebert-Stiftung, Bonn), 
Teilzeitarbeit bei Beamtinnen – Eine Untersuchung zur Förderung der 
Teilzeitarbeit im öffentlichen Dienst -, Hrsg. Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit, Stuttgart 1977, S. 47 f. 
4) Ebd., S. 56: „Interessanterweise hält man Teilzeitarbeit dort für möglich, wo 
sie häufig vorkommt, und in den Bereichen für schlecht möglich, wo sie noch 
nicht eingeführt ist.“ Teriet, B., Teilzeitarbeit – Ein Problemaufriß, in: MittAB 
2/1977, S. 316. 
5) Bundesanstalt für Arbeit (J. Kühl, A.G. Paul, D. Blunk), Überlegungen II zu 
einer vorausschauenden Arbeitsmarktpolitik, Nürnberg 1978, S. 110 f. 
6) Teriet, B., Teilzeitarbeit . . ., a. a. O., S. 315. 
7)  „Andere Bewerber“ i. s. d. Beamtenrechts stellen hier eine zu 
vernachlässigende Größe dar. 
ihre Positionen in dieser Frage zu erkunden. Der DGB ver-
tritt eine modifizierte „große Lösung“ ohne Befristung und 
lediglich mit Kürzung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit. Er 
hat besonders betont, daß die Freiwilligkeit tragendes Prinzip 
der Regelung sein muß: niemand soll in die Teilzeitarbeit ge-
drängt werden. Der Teilzeitarbeit sollen auch qualifizierte 
Dienstposten eröffnet werden, die Arbeitskapazität im öf-
fentlichen Dienst darf sich nicht verringern und die Inan-
spruchnahme der vollbeschäftigten Beamten nicht gesteigert 
werden. 
Der Deutsche Beamtenbund unterstützt den Bundesratsent-
wurf und tritt darüber hinaus für eine Erweiterung der gel-
tenden Regelung für zwei weitere Fallgruppen ein: Die 
Höchstdauer der Teilzeitbeschäftigung zur Versorgung eines 
Kindes sollte von 12 auf 16 Jahre und für jedes weitere Kind 
um vier weitere Jahre erhöht werden, Schwerbehinderten 
sollte ohne Beschränkung die Teilzeitbeschäftigung eröffnet 
werden. Eine weitergehende Regelung wie die ,,große Lö-
sung“ bekämpft der DBB politisch mit dem Verdikt der Ver-
fassungswidrigkeit. Die übrigen Standesorganisationen wie 
der Deutsche Richterbund und der Bund der Deutschen Ver-
waltungsrichter haben mit ähnlichen Positionen Stellung ge-
nommen. 
2. Probleme einer Erweiterung der Teilzeitarbeit in den 
einzelnen Dienststellen 
2.1  Schaffung von Teilzeitarbeitsplätzen 
Zur effektiven Freisetzung von Arbeitsvolumen durch Teil-
zeitarbeit ist es nicht ausreichend, den Beamten und Beamtin-
nen ein Antragsrecht einzuräumen. Korrespondierend müs-
sen in den Behörden und Dienststellen die Voraussetzungen 
für die Einrichtung von entsprechenden Arbeitsplätzen ge-
schaffen werden. 
Dieses besondere Hinwirken auf das Bewußtsein auch bei den 
einzelnen Behörden, daß Teilzeitarbeit in vielen Bereichen 
eingeführt werden kann, ist dringend erforderlich, weil 
Art. l (§ 44a BRRG) der Formulierungshilfe den Beamten 
zwar ein Antragsrecht einräumt, der Antrag aber abgelehnt 
werden kann, wenn dienstliche Interessen entgegenstehen. 
Da bei vielen Behördenleitern und Personalsachbearbeitern 
(oft unbegründete) Vorbehalte gegen die Teilzeitarbeit beste-
hen,
3) könnte sich diese ablehnende Haltung restriktiv bei der 
Bearbeitung der Anträge und der Interpretation des Begriffs 
der „dienstlichen Interessen“ niederschlagen. Die Vorbehalte 
sind zum großen Teil darauf zurückzuführen, daß gewohn-
heitsmäßig fast alle Arbeitsplätze für Vollzeitarbeit konzi-
piert werden und eine andere Organisationsform nur schlecht 
vorgestellt werden kann.
4) Dieser Tendenz könnte durch ge-
zielte personalplanerische Maßnahmen entgegengewirkt 
werden. Zu nennen sind insbesondere Arbeitsplatzanalysen, 
die für eine Vielzahl von Arbeitsplätzen deren Teilbarkeit 
nachweisen könnten.
5) 
2.2 Personalorganisatorische Probleme für Behördenleitungen 
Vom unternehmerischen Kosten- und Ertragsaspekt, der in 
der Verwaltung nur modifiziert als haushaltsrechtliches Ge-
bot einer sparsamen Bewirtschaftung öffentlicher Mittel gilt, 
wird gegen die Teilzeitarbeit oft vorgebracht, die Kosten der 
Einarbeitung würden sich verdoppeln,
6) weil sie personenbe-
zogen sind und mit jedem weiteren Beschäftigten neu auftre-
ten. Für den öffentlichen Dienst sind diese Punkte jedoch an-
ders zu beurteilen. Der Arbeitsmarkt für die Beamtenstellen 
ist segmentiert, weil überhaupt nur Personen in Frage kom-
men, die die Laufbahnvoraussetzungen erfüllen.
7) 
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men als in anderen Wirtschaftsbereichen, weil über die ein-
heitlichen Prüfungs – und Laufbahnbestimmungen die Quali-
fikation der Bewerber für die jeweilige Laufbahngruppe rela-
tiv standardisiert ist. Für die Personalverwaltung (Einstel-
lungsvorgang, laufende Bearbeitung, Aktenführung, Besol-
dung usw.) werden effektiv doppelte Kosten entstehen. Diese 
sind anteilmäßig jedoch gering. Finanziell gewichtiger ist der 
Einwand, die Aufwendungen für die Ausstattung des 
Arbeitsplatzes (Räumlichkeiten, Arbeitsmittel – Schreib-
tisch, Bürostuhl usw. – und laufende Unterhaltung) würden 
erheblich, oft bis auf das Doppelte, steigen. 
Das könnte der Fall sein, wenn sich die Arbeitszeiten mehre-
rer in einem Bereich arbeitender Teilzeitbeschäftigter nicht so 
aufeinander abstimmen lassen, daß jeweils zwei oder mehrere 
an einem eingerichteten Arbeitsplatz arbeiten können. Diese 
Skepsis wird damit begründet, daß Bewerber für Teilzeitar-
beit in der Regel nur vormittags arbeiten wollen.
8) Die 
Arbeitszeitforschung hat jedoch bereits eine Vielzahl von 
Möglichkeiten zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten aufge-
zeigt,
9) deren praktische Nutzung in einer Vielzahl von Fäl-
len die ergänzende Abstimmung der Arbeitszeiten erlauben 
wird. Die Entscheidung über die chronologische Verteilung 
der Arbeitszeiten sollte nach wohlfahrtsökonomischen Op-
timalitätsbedingungen möglichst dem einzelnen Erwerbstäti-
gen überlassen bleiben;
10) anzustreben ist die „Zeitsouve-
ränität“.
11) 
Wichtig ist jedoch die Feststellung, daß diese Probleme in 
dem Hauptbereich, auf den die Teilzeitregelung zielt, über-
haupt nicht auftreten werden: dem Lehrerbereich. Lehrer ha-
ben keine festen Arbeitsplätze in diesem Sinne. 
Schwierigkeiten können durch Teilzeitarbeit für die notwen-
digen Kommunikationsprozesse zwischen verschiedenen 
Arbeitsplätzen auftreten. 
Arbeitsplätze, auf denen Arbeitsleistungen anderer Beschäf-
tigter sofort weiterverarbeitet werden müssen
12) und wo 
nicht mehrere Bedienstete nebeneinander gleiche Tätigkeiten 
verrichten und damit untereinander den Arbeitseinsatz dis-
ponibel regeln können,
13) kommen für Teilzeitarbeit nicht in 
Betracht. Besonders geeignet sind Tätigkeitsfelder, deren 
Arbeitsergebnisse nicht weiterverarbeitet werden müssen und 
die insgesamt eine relativ selbständige Stellung im Koopera-
tionsgefüge der Dienststelle haben (geringer Verflechtungs-
grad).
14) Die für Teilzeitarbeit geeigneten Arbeitsplätze, die 
nicht die beständige arbeitsteilige Zusammenarbeit erfordern, 
lassen sich durch Arbeitsablaufanalysen ermitteln.
15) 
8)  Crinius, W., Schaft, W., (Projektleitung: Eberhard Thiel), 
Teilzeitbeschäftigung im öffentlichen Dienst – Eine Untersuchung in den 
Behörden der Freien und Hansestadt Hamburg -, Hamburg 1976, S. 101, 
Epping, R., Meuter, G., a. a. O., S. 58. 
9)  Teriet, B., Arbeitszeitforschung – Ihre Forschungsobjekte und ihr Stellenwert 
in der Arbeitsmarkt- und Berufsforschung, in: MittAB 4/1977, S. 487 f. 
10)  Ebd., S. 488 f. 
11)  Ebd., S. 486 (m. w. N.), 488. 
12)  Epping, Meuter, a. a. O., S. 78. 
13)  Ebd., S. 83 f. 
14)  Crinius, Schaft, a. a. O., S. 97. 
15)  Ebd., S. 101. 
16)  Ebd., S. 61 (Tabelle 22). 
17)  Ebd., S. 108. 
18)  BA, Überlegungen II, a. a. O., S. 111. 
19) Protokoll, Nr. 60 des Bundestags-Innenausschusses (724-2450), S. 41, 49, 56 
f., 60 f. 
20) Ebd., S. 67 f. 
21) Ebd., S. 65 f. 
22)  Epping, Meuter, Teilzeitarbeit . . ., a. a. O., S. 58 (Tab. 19). 
23)  Rahm, P., Dynamische Arbeitszeit, Zürich 1972, S. 71. 
24)  Epping, Meuter, Teilzeitarbeit . . ., a. a. O., S. 73 (Tab. 36).  
25)  Ebd., S. 71, 72 (Tab. 34, 35). 
2.3 Personalorganisatorische Vorteile für die Behördenleitungen 
Als Vorteil wurde bereits die dichtere Kapazitätsauslastung 
des Arbeitskrafteinsatzes genannt. Die Verringerung der 
Vorhaltezeiten für Arbeitskraft setzt sich fort in eine Verdich-
tung der geleisteten Arbeit. Teilzeitarbeitskräften wird in al-
ler Regel eine proportional höhere Arbeitsmenge zugewiesen 
als Vollzeitbeschäftigten. Bei einer Befragung teilzeitbeschäf-
tigter Beamtinnen, die unmittelbar vorher vollbeschäftigt wa-
ren, wurde nur bei 61 % die Arbeitsmenge entsprechend der 
gekürzten Arbeitszeit gemindert, bei 22,6 % wurde zwar her-
abgesetzt, aber nicht im Umfang der Arbeitszeitverkürzung 
und bei 10,8 % wurde der Arbeitsanfall überhaupt nicht ver-
ändert.
16) 
Neben der dabei arbeitsorganisatorisch durchgesetzten 
Mehrbelastung fällt besonders ins Gewicht, daß im Rahmen 
der verminderten Arbeitszeit eine höhere Leistungsfähigkeit 
besteht. Zeiten der Ermüdung und des Leistungsabfalls liegen 
weitgehend außerhalb der Arbeitszeit, ebenso wie notwen-
dige Abwesenheit vom Arbeitsplatz (Arztbesuch usw.) re-
gelmäßig in die Freizeit gelegt wird.
17) Teilzeitbeschäftigte 
sind durchschnittlich auch weniger krank.
18) 
2.4 Möglichkeiten der Dienstherren zur Ablehnung eines 
Antrags auf Teilzeitarbeit 
In der Anhörung der Interessenverbände
19) ist vorgetragen 
worden, die generelle Einführung der Teilzeitarbeit für Be-
amte würde die „Funktionsfähigkeit des öffentlichen Dien-
stes“ gefährden.
20) Beamte könnten einen Anspruch auf Teil-
zeitarbeit gegen die arbeitsorganisatorischen Erfordernisse 
einer effektiven Verwaltung durchsetzen.
21) Diese Befürch-
tungen gehen an der Sache vorbei, weil die „Formulierungs-
hilfe“ durch Kombination des unbestimmten Rechtsbegriffs 
„dienstliche Interessen“ und eines Ermessens eine weite 
Möglichkeit geschaffen hat, die Belange der Verwaltungsef-
fektivität gegen die Bedürfnisse der Beamten durchzusetzen 
und den Antrag begründet abzulehnen. 
2.5 Die Interessen der Beamten 
Spiegelbildlich zu den oben für die Dienststellen genannten 
arbeitsorganisatorischen Vorteilen werden die Interessen der 
Beamten in einigen Aspekten durch die Teilzeitregelung ne-
gativ berührt. Die höhere „Kapazitätsauslastung“ und In-
tensivierung der Arbeit in den verschiedenen Formen bean-
sprucht die Arbeitskraft in stärkerem Maße als bei der Voll-
zeitarbeit und führt zu proportional schlechteren Reproduk-
tionsbedingungen. Individuell wird der Übergang von Voll-
zeit- zur Teilzeitarbeit insbesondere für Beamtinnen mit einer 
Doppelbelastung von Beruf und Haushalt in der Regel zu ei-
ner Entlastung führen, die jedoch „erkauft“ ist mit entspre-
chendem Lohnverzicht, ohne daß die Entlastung im gleichen 
Verhältnis gewährleistet wird. 
Die jedoch in jedem Fall absolut eintretende Entlastung in 
Kombination mit einer weitergehenden „Zeitsouveränität“, 
die Einflüsse auf die chronologische Lage der Arbeitszeit gel-
tend machen kann
22), wird es den Teilzeitbeschäftigten ge-
statten, die zeitlichen Anforderungen ihrer beruflichen Tä-
tigkeit in besserem Maße an ihren individuellen Lebens-
rhythmus anzupassen.
23) 
Das Interesse der teilzeitbeschäftigten Beamten an der Erhal-
tung und dem Ausbau ihrer beruflichen Qualifikation wird 
nicht im gleichen Maß befriedigt, wie bei Vollzeitbeschäftig-
ten. Die Arbeitsplatzanalysen von Epping/Meuter weisen 
aus, daß die Komplexität der Arbeitsaufgaben
24), die Zuar-
beitungs- und Vorbereitungsfunktionen
25) und die Anzahl 
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26), die organisatorischen und 
verwaltenden Tätigkeiten dagegen in höherer Zahl vertreten 
sind.
27) 
2.6 Die Weitergabe des Freisetzungseffekts 
Die angestrebten arbeitsmarktpolitischen Wirkungen treten 
nur ein, wenn das freiwerdende Arbeitsvolumen in vollem 
Umfang auf andere Arbeitskräfte verteilt wird. Die Teilzeit-
arbeit sollte deshalb nur dann zugelassen werden, wenn Er-
satzkräfte vorhanden sind. Denn wenn die Stellen aus 
Arbeitskraftmangel nicht wieder besetzt werden können, tritt 
kein Arbeitsmarkteffekt ein und es kommt lediglich zu einer 
Beeinträchtigung des Arbeitsablaufs, weil andere Arbeitneh-
mer überlastet werden. 
3. Schränkt ein ,,hergebrachter Grundsatz der Hauptbe-
ruflichkeit“ die Möglichkeiten zur Erweiterung der Teil-
zeitarbeit ein? 
3.1 Der Begriff der „Hauptberuflichkeit“ 
a) Der Begriff Hauptberuflichkeit wird zunächst zur Funk-
tionssicherung der Beruflichkeit (Professionalisierung) in 
Abgrenzung von der Erledigung öffentlicher Aufgaben durch 
Ehrenbeamte verwandt. „Hauptberuflichkeit“ in diesem 
Sinne heißt, daß die Verwaltungsaufgaben nicht durch Laien 
erledigt werden. Bei Berufsbeamten ist die amtliche Tätigkeit 
der „Mittelpunkt ihrer individuellen Lebenssphäre“, ihr 
„Lebensberuf“ und damit die Basis ihrer bürgerlichen Exi-
stenz.
28) Merkmal des Honoratiorentums ist, daß diesen Per-
sonen ein wesentliches Moment einer „rationalen Bürokra-
tie“, das Fachwissen
29), fehlt. Hauptberuflichkeit dient zur 
Abgrenzung vom „Nebenberufs-Charakter“ des Amtes, der 
nur in kleinen Verbänden möglich ist.
30) 
Mit der nebenberuflichen Handhabung der Verwaltungs-
funktionen vermeidet man die besondere Machtstellung des 
Amtsinhabers, die dieser über sein Fach- und geheimes 
Dienstwissen innehat.
31) 
Hauptberuflichkeit in diesem Sinne bedeutet daher neben 
„Versachlichung“ der Staatsfunktionen durch Anwendung 
von Fachwissen die Schaffung einer besonderen Herrschafts-
funktion. Die Erledigung geht auf wenige über, die diese 
Funktion dann mit besonderem Status als ihre Profession aus-
üben. 
26) Ebd., S. 70 (Tab. 33). 
27) Ebd., S. 71, 72 (Tab. 34, 35). 
28)  Preuss, H., Stichwort „Beamte“, in: Handwörterbuch der 
Kommunalwissenschaften, Band l, Jena 1918, S. 313ff.: Jellinek, W., Die 
Rechtsformen des Staatsdienstes – Begriff und rechtliche Natur des 
Beamtenverhältnisses, in: Anschütz, G./Thoma, R. (Hrsg.), Handbuch des 
deutschen Staatsrechts, Band 2, Tübingen 1932, S. 20ff., 28. 
29) Köttgen,  A.,  Das Berufsbeamtentum und die parlamentarische Demokratie, 
Berlin/Leipzig 1928, S. 143. 
30) Weber, M., Wirtschaft und Gesellschaft, Tübingen 1976 (5. Auflage), S. 169. 
31) Ebd. 
32) Ebd., S. 555. 
33) Beschluß des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) v. 14. 6. 1960, BVerfGE 
11, 203ff., 216f.; Beschluß des BVerfG v. 11. 4. 1967, BVerfGE 21, 329ff., 
345f. 
34) Weber, M., a. a. O., S. 552 (jedoch immer in Abgrenzung zur nebenamtlichen 
Erledigung). 
35) Ule, C. H., Rechtsgutachten, in: Studienkommission für die Reform des 
öffentlichen Dienstrechts, Band 5, Verfassungsrechtliche Grenzen einer 
Reform des öffentlichen Dienstrechts, Baden-Baden 1973, S. 441 ff., S. 500f. 
36) Thieme, W., Rechtsgutachten, in: Verfassungsrechtliche Grenzen . . .,S. 301 
ff., 385;- Geissler, E., Strukturwandlungen des deutschen Beamtenrechts unter 
dem Einfluß arbeits- und tarifrechtlicher Vorstellungen, Diss. Köln 1971, S. 
212 ff. – Thieme, W., Empfiehlt es sich, das Beamtenrecht unter 
Berücksichtigung der Wandlungen von Staat und Gesellschaft neu zu ordnen?, 
Gutachten D zum 48. Deutschen Juristentag (1970), S. D 7ff., D 54. 
37) Münch, 1. v., Rechtsgutachten, in: Verfassungsrechtliche Grenzen . . ., S. 71 
ff., S. 101 f. (mit Bezugnahme auf das BVerfG). 
38) Beschluß des BVerfG vom 2. 12. 1958, BVerfGE 8, 332ff., 343. 
39) Ebd. 
40) Thieme, W., Rechtsgutachten, S. 321. 
b) „Hauptberuflichkeit“  taucht ferner im Zusammenhang 
mit der Feststellung auf, daß das Beamtenverhältnis ein Le-
bensberuf sei. 
Lebensberuf heißt für das Beamtenverhältnis, daß die Beam-
ten auf Lebenszeit mit Zusicherung der Unentlaßbarkeit an-
gestellt sind (Entfernung aus dem Dienst nur im förmlichen 
Disziplinarverfahren). 
Der Beamte soll bei der Wahrnehmung der ihm obliegenden 
öffentlichen Aufgaben nicht darauf angewiesen sein, sach-
fremde Einflüsse zu berücksichtigen, weil ihm möglicher-
weise durch Einflußnahme auf die Verwaltung aus einer kor-
rekten Amtsführung berufliche Nachteile entstehen kön-
nen.
32) 
Der so ausgestaltete Beamtenstatus ist daher ein rechtsstaatli-
ches Element zur Sicherung einer streng sachlichen und einer 
gleichförmigen Erfüllung der öffentlichen Aufgaben.
33) 
c) Unter „Hauptberuflichkeit“ in einem engeren Sinne wird 
gefaßt, daß der Beamte seine ganze Arbeitskraft dem Dienst-
herrn zur Verfügung zu stellen habe.
34) 
Eine sehr weitgehende Auffassung meint, der Beamte müsse 
uneingeschränkt zur Verfügung stehen. Mit einer solchen Po-
sition ist Teilzeitarbeit nicht vereinbar.
35) Realiter ist dieser 
„Grundsatz“ jedoch an vielen zentralen Stellen durchbro-
chen, weil die Beamten schon seit Jahrzehnten den Dienst-
herrn nicht mehr mit ihrer vollen Arbeitskraft zur Verfügung 
stehen. Der Einsatz der Arbeitskraft wird eingeschränkt 
durch die Altersgrenze, die regelmäßige Arbeitszeit, die Zu-
lässigkeit einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, neuerdings 
sogar durch Freizeitausgleich oder Vergütung für Überstun-
den bei Mehrarbeit.
36) 
3.2 Der Rechtscharakter der „hergebrachten Grundsätze“ 
Die Einführung der erweiterten Teilzeitarbeit verletzt Art. 33 
Abs. 5 GG, wenn sie gegen einen heute verbindlichen herge-
brachten Grundsatz des Berufsbeamtentums verstößt. 
Die hergebrachten Grundsätze sind jedoch in Art. 33 Abs. 5 
GG nur unter eingeschränkter Verbindlichkeit mit Verfas-
sungsrang festgeschrieben. 
Die Auslegung des Wortlauts und die Entstehungsgeschichte 
der Regelung verdeutlichen, daß es sich um eine institutio-
nelle Garantie mit vielfachen Beschränkungen der Geltungs-
kraft konkreter Traditionen des Berufsbeamtentums han-
delt.
37) Man kann zur Systematisierung folgende Reihe ne-
beneinanderstehender Beschränkungen durch Art. 33 Abs. 5 
GG aufstellen: 
(1) „Hergebracht“: Es muß eine Tradition für die durch Art. 
33 Abs. 5 GG Geltungskraft beanspruchende Norm geben. 
Sie muß mindestens während der Zeit der Weimarer Republik 
gegolten haben.
38) Das gilt als Minimum für einen „tradi-
tionsbildenden Zeitraum“. 
(2) Von diesem Hergebrachten sind allein die Grundsätze, der 
Kernbereich durch Art. 33 Abs. 5 GG geschützt. Darunter 
sind nur die tragenden Strukturprinzipien des Berufsbeam-
tentums zu verstehen.
39) Hergebrachte Grundsätze sind also 
nur die bereits während der Zeit der Weimarer Republik gel-
tenden Rechtsnormen, die im wesentlichen damals den Be-
stand des Berufsbeamtentums gesichert und in seiner grund-
legenden Struktur geformt haben.
40) 
(3) Gegenstand der Garantie ist weiter nur das Beamtentum in 
seinen hergebrachten Grundsätzen. Dieser spezielle Begriff 
verweist in Abgrenzung vom Begriff „Beamtenrecht“ darauf, 
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Weimarer Republik fortgelten sollen (kein Schutz wohler-
worbener Rechte
41), sondern daß es um den allgemeinen 
Fortbestand einer sozialen Institution geht.
42) 
(4) Im Zusammenhang mit 3. ist zu verallgemeinern, daß Art. 
33 Abs. 5 GG nur die institutionelle Garantie des Berufsbe-
amtentums darstellt.
43) 
Unter den Schutz der Verfassung sind nicht wie in der WRV 
die wohlerworbenen Rechte der Beamten gestellt, sondern 
die Einrichtung des Berufsbeamtentums als solche, soweit sie 
sich ,,in den Rahmen unseres heutigen Staatslebens einfügen 
läßt.
44) Doch betont das BVerfG
45), daß Art. 33 Abs. 5 GG 
,,mehr als nur eine institutionelle Garantie des Berufsbeam-
tentums“ enthalte. Diese Vorschrift gewähre den Beamten 
,,grundrechtsgleiche subjektive Ansprüche“. Primäres Ziel 
der Vorschrift ist jedoch nicht die Sicherung der Beamten-
rechte.
46) Umgekehrt folgt aus der verfassungskräftigen Ga-
rantie der Einrichtung, daß allein zu ihrer Sicherung und Er-
haltung den Beamten bestimmte Rechte zukommen müs-
sen.
47) 
(5) Die hergebrachten Grundsätze sind nur ,,zu berücksichti-
gen“.
48) Berücksichtigen ist nach Grewe weniger als „Beach-
ten“. In der Rechtsprechung des BVerfG treten häufig aber 
beide Begriffe auf.
49) Es wäre ein falscher Gegensatz zu unter-
scheiden zwischen Grundsätzen, die nur zu „berücksichti-
gen“ und solchen, die zu „beachten“ sind. Den besonderen 
Begriff der „Beachtung“ kennt die Verfassung nicht. Diese 
Widersprüchlichkeit ist so aufzulösen, daß beim „Berück-
sichtigen“ der Gesetzgeber in Betracht ziehen muß, ob die in 
Aussicht genommene Regelung in den Kern eines Grundsat-
zes eingreift, der tragend für die Institution des Berufsbeamt-
entums ist. Die Abschaffung von Regelungen, die den we-
sentlichen Strukturprinzipien/dem Kern des Berufsbeamt-
entums zuzurechnen sind und damit einer Abschaffung der 
Institution
50) gleichkommen, läßt die hergebrachten Grund-
sätze „unberücksichtigt“ und verletzt als einfaches Gesetz 
Art. 33 Abs. 5 GG. 
(6) Es ist nicht auf die Institution des Berufsbeamtentums für 
sich allein abzustellen, sondern darauf, welche soziale und 
41) Beschluß des BVerfG v. 11. 6. 1958, BVerfGE 8, l ff., 12. 
42) Lecheler, H., Die „hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums“ in der 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des 
Bundesverwaltungsgerichts, in: AöR 1978 S. 349ff., 357, 361. 
43) Urteil des BVerfG v. 27. 4. 1959, BVerfGE 9, 268 ff., 285f.;-Schmitt, C., 
Verfassungslehre, (1928), Unveränderter Nachdruck Berlin 1970, S. 171 f. 
44) Urteil des BVerfG v. 17. 12. 1953, BVerfGE 3, 58ff, 137. 
45) Beschluß vom 15. 12. 1976, NJW 77, 1189. 
46) Urteil des BVerfG v. 17. 12. 1953, BVerfGE 3, 58ff., 137. 
47) Köttgen, A., Das deutsche Berufsbeamtentum . . ., S. 151. 
48) Grewe, W., Inwieweit läßt Art. 33 Abs. 5 des Grundgesetzes eine Reform des 
Beamtenrechts zu?, Verhandlungen des 39. Deutschen Juristentages (1951), S. 
D 3ff., D 16; Däubler, W., Der Streik im öffentlichen Dienst, Tübingen 1970, 
S. 108; Urteil des BVerfG v. 17. 12. 1953, BVerfGE 3, 58ff., 137. 
49) Beschluß des BVerfG v. 17. 10. 1957, BVerfGE 7, 155ff. 162; BVerfGE 8, l 
ff., 16; BVerfGE 11, 203ff., 210; BVerfGE 15, 167ff., 195. 
50) Grewe, W., Inwieweit . . ., a.a.O. S. D 6. 
51) BVerfGE 8, l ff., 16; 7, 155ff., 167. 
52) Ebd. 
53) BVerfGE 15, 167ff., 196; 3, 58ff., 137/138. 
54) BVerfGE 8, l ff., 16. 
55) Beschluß des BVerfG v. 21. 4. 1964, BVerfGE 17, 337ff., 355; Becker, HJ., 
Die hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums in der Rechtsprechung 
des Bundesverwaltungsgerichts, in: ZBR 1978, S. 255ff., 257 (m.w.N) 
56) „Daß diese Vorteile dem Beamten jedoch nicht lediglich aus allgemeinen 
sozialpolitischen Erwägungen heraus verliehen sind, sondern einzig und allein 
im Hinblick auf die politische Mission der Bureaukratie, wird dabei nur zu oft 
übersehen.“ Köttgen, A., Das Berufsbeamtentum . . ., S. 151. 
57) Beschluß des BVerfG v. 12. 3. 1975, BVerfGE 39, 196 ff., 201. 
58) Geissler, E., Strukturwandlungen . . ., S. 72ff. 
59) Beschluß des BVerfG,v. 7. 5. 1974, BVerfGE 37, 167 ff., 178; Herbst, L., Die 
lautlose Diskriminierung der Frau im Beamtenrecht, in: DÖV 1974, 547ff., 
550. 
60) Schick, W., Rechtsgutachten . . ., S. 203. 
politische Funktion das Berufsbeamtentum hat und ob diese 
Funktion aufrechterhalten bleibt.
51) Für die Bedeutung und 
Verbindlichkeit eines Grundsatzes muß dargestellt werden, 
welchen Stellenwert er für die Rolle des Berufsbeamtentums 
in der „freiheitlichen rechts- und sozialstaatlichen Demokra-
tie“ hat. 
(7)  Der Gesetzgeber hat einen weiten Ermessensspielraum 
zur Modifikation der hergebrachten Grundsätze.
52) Durch 
die relativ offene Regelung in Art. 33 Abs. 5 GG sollte „of-
fensichtlich eine Neugestaltung des Rechts der im Dienst be-
findlichen Beamten als eine in die Zukunft weisende Aufga-
be“ gestaltungsfähig gehalten werden.
53) 
Dieser Ermessensspielraum soll eine Anpassung an die Erfor-
dernisse einer fortschrittlichen Entwicklung des demokrati-
schen Staates ermöglichen.
54) 
(8) Die Ausgestaltung des Berufsbeamtentums hat sozialstaat-
lichen Anforderungen zu genügen. Das Bundesverfassungs-
gericht hat die Auffassung geäußert, daß Art. 33 Abs. 5 GG 
eine spezielle Konkretisierung des Sozialstaatsprinzips dar-
stelle und die Grundsätze selbst schon die sozialstaatlichen 
Mindestanforderungen der Verfassung garantieren.
55) Diese 
Auffassung verkennt, daß der wesentliche Inhalt der „herge-
brachten Grundsätze“ wie der Institution des Berufsbeam-
tentums  nicht sozialstaatlichen,  sondern  rechtsstaatlichen 
Charakters ist.
56) 
Die als Ausprägung des Sozialstaatsprinzips herangezogene 
Alimentation ist keineswegs sozialstaatlich begründet. Sie 
dient der rechtlichen und wirtschaftlichen Unabhängigkeit 
der Beamten, damit die rechtsstaatliche Funktion des Berufs-
beamtentums, . . .“im politischen Kräftespiel eine stabile, 
gesetzestreue Verwaltung zu sichern . . .“
57), erfüllt werden 
kann. Auch in bezug auf den Unterhalt des einzelnen Beam-
ten stellt sie keine sozialstaatliche Maßnahme dar, weil ihr der 
fürsorgend ausgleichende Charakter fehlt. 
Der Unterhaltsanspruch des Beamten auf Alimentation und 
Versorgung ist nämlich allein durch eigene Leistungen er-
worben. 
Das Sozialprinzip geht also keinesfalls einfach in Art. 33 Abs. 
5 GG auf. Umgekehrt folgt daraus aber auch nicht, daß eine 
Antinomie zwischen Art. 33 Abs. 5 GG und dem Sozialstaat-
sprinzip besteht. Diese Grundsätze sind nicht zwei fixe Ge-
genpole, die einander nur auf Kosten des jeweils anderen ver-
drängen können. Vielmehr sind die „hergebrachten Grund-
sätze“ allein im Rahmen der Verfassungsordnung des GG 
garantiert: Die Aufgabe für den Gesetzgeber besteht darin, sie 
durch konkrete Regelungen in den Zusammenhang der Ver-
fassungsordnung einzufügen, d. h. auch die erforderlichen 
sozialstaatlichen Modifikationen vorzunehmen und gleich-
zeitig ohne Funktionsverlust den Kern der rechtsstaatlichen 
Elemente des Berufsbeamtentums zu erhalten.
58) 
(9) Auftreten neuer gesellschaftlicher Probleme, die das bis-
herige Recht nicht regeln konnte, weil es diese sozialen Sach- 
verhalte nicht gab. In diesem Fall können die hergebrachten 
Grundsätze für diese neuen Probleme Lücken aufweisen.
59) 
Einer neuen historischen Situation muß eine neue Regelung 
zuteil weden. Der Gesetzgeber ist nur sehr lose gebunden
60), 
die Institution des Berufsbeamtentums selbst darf durch die 
Neuregelung nicht abgeschafft werden. 
3.3 Historischer Überblick über die gesetzlichen Regelungen zur 
Frage der „Hauptberuflichkeit“ 
Nach den o. a. Merkmalen ist zu prüfen, ob ein Grundsatz 
der Hauptberuflichkeit hergebracht ist, was er konkret histo- 
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entwickelten Einschränkungen noch Geltung beanspruchen 
kann. 
Regelungen, die Hinweise auf die Frage der Hauptberuflich-
keit enthalten, sind das Reichsbeamtengesetz von 1873 
(RGB1. 1873, S. 61 ff.), das von 1907 (RGB1. 1907, 
S. 245 ff.), die Weimarer Reichsverfassung und das Deutsche 
Beamtengesetz von 1937 (RGB1. I 1937, S. 41 ff.). 
Das Reichsbeamtengesetz vom 31.3. 1873 enthält in § 2 die 
gesetzliche Fiktion, daß ein Reichsbeamter als auf Lebenszeit 
angestellt gilt, wenn die Anstellung nicht ausdrücklich auf 
Widerruf oder auf Kündigung erfolgte. 
Darüber hinaus war die Beschäftigung von Beamten unter 
dem Vorbehalt der Kündigung allgemein zulässig. § 38 des 
Gesetzes stellt fest, daß es besondere Reichsbeamte im Ne-
benamt gibt. Sie sind dadurch gekennzeichnet, daß ihre ,,Zeit 
und Kräfte durch die ihnen übertragenen Geschäfte nur ne-
benbei in Anspruch genommen, oder welche ausdrücklich 
nur auf eine bestimmte Zeit oder für ein seiner Natur nach 
vorübergehendes Geschäft angenommen werden“. Es han-
delt sich hier um eine Bestimmung, die für eine bestimmte 
Form des Beamtenverhätlnisses ausdrücklich vorsah, daß der 
Beamte nicht seine volle Arbeitskraft dem Dienstherrn zur 
Verfügung stellen mußte. 
Die Neufassung des Reichsbeamtengesetzes vom 18. 5. 1907 
enthält in § 2 zum ,,Lebenszeitprinzip“, in § 37 zum Beamten 
auf Kündigung und in § 38 zum Nebenamtsbeamten die glei-
chen Regelungen wie das Reichsbeamtengesetz von 1873. 
Diese Regelungen galten bis zur Verkündung des Deutschen 
Beamtengesetzes vom 26. 1. 1937. 
Die Weimarer Reichsverfassung bestimmt in Art. 129, daß die 
Anstellung der Beamten auf Lebenszeit erfolgt, soweit nicht 
durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 
Eine wesentliche inhaltliche Änderung des geltenden Beam-
tenrechts wurde in Aufhebung des Reichsbeamtengesetzes 
von 1907 durch das Deutsche Beamtengesetz von 1937 her-
beigeführt. Dieses Gesetz kommt indessen zur Traditionsbil-
dung kaum in Betracht, weil es in starkem Maße von national-
sozialistischem Gedankengut getragen ist und mit wesentli-
chen Verfassungsprinzipien des Grundgesetzes unvereinbar 
ist. In einer Vielzahl seiner Regelungen steht es auch deutlich 
im Gegensatz zu dem bis 1937 geltenden Beamtenrecht und 
der Zeitraum seiner Geltungskraft von 8 Jahren ist nicht ge-
eignet, eine neue Tradition für das Berufsbeamtentum zu be-
gründen. Doch bei einer ganzen Reihe seiner Regelungen fin-
det man sehr verwandte Formulierungen zu dem, was heute 
als ,,hergebrachte Grundsätze“ aufgestellt wird. Soweit als 
,,hergebracht“ vertretene Grundsätze“ allein ihre Grundlage 
im Deutschen Beamtengesetz von 1937 haben, können sie 
nicht als traditionsbildend angesehen werden. Es ist deshalb 
61) Mayer, O., Deutsches Verwaltungsrecht, Band 2, München/Leipzig 1917 (2. 
Auflage), S. 258 (§ 43), 275, 292, 294 (§ 44); Preuss, H., Stichwort „Beamte“, 
in: Handwörterbuch der Kommunalwissenschaften, S. 313ff.; Köttgen, A., 
Beamtenrecht, Breslau 1929, S. 13; ders., Das deutsche Berufsbeamtentum . . ., 
S. 142f.; Brand, A., Art. 128-131, in: Nipperdey, H. C., Die Grundrechte und 
Grundpflichten der Reichsverfassung, Bd. II, Berlin 1930, S. 215; Gerber, H., 
Vom Begriff und Wesen des Beamtentums, AöR NF Bd. 18, S. 16 (Betonung 
der Beruflichkeit S. 39, 49, 51 f., 53f., 57f.) 
62)  Thieme, W., Der öffentliche Dienst in der Verfassungsordnung des 
Grundgesetzes, Göttingen 1961, S. 7; Köttgen, A., Das deutsche 
Berufsbeamtenturn . . .,S. 39 f.; Wiese, W., Der Staatsdienst in der 
Bundesrepublik Deutschland – Grundlagen/Probleme/Neuordnung. Neuwied 
1972, S. 22 ff. 
63) Köttgen, A., Das deutsche Berufsbeamtentum . . ., S. 39 
64) Bundessekretariat  der  Jungsozialisten (Hrsg.), Programme der deutschen 
Sozialdemokratie, Hannover 1963, S. 80: „Wahl der Behörden durch das 
Volk, Verantwortlichkeit und Haftbarkeit derselben.“ 
erforderlich herauszuarbeiten, welche Regelungen des Beam-
tenrechts hier ihre Quelle haben und welchem politischem 
Zusammenhang sie entstammen. Neu gegenüber dem vorher 
geltenden Recht ist die Bestimmung, daß dem Beamten re-
gelmäßig eine Lebensstellung eingeräumt wird (§ l Abs. 3). 
Er hat dafür „unbedingten Gehorsam und äußerste Pflichter-
füllung“ zu leisten. Das ist in etwa, was heute unter dem 
Grundsatz des Lebensberufes verstanden wird. Dieser 
Grundsatz wird in § 27 Abs. 2 konkretisiert, indem festgelegt 
wird, daß das Beamtenverhältnis mit dem Ziel begründet 
wird, den Beamten lebenslänglich anzustellen, soweit gesetz-
lich nicht etwas anderes bestimmt ist. Die vorher geltenden 
Regelungen über das Beamtenverhältnis mit Kündigungsvor-
behalt und das Nebenamtsbeamtenverhältnis wurden jedoch 
aufgehoben, so daß man davon ausgehen kann, daß seit 1937 in 
der Regel das Beamtenverhältnis auf Lebenszeit begründet 
worden ist. Das ist jedoch wiederum nur im Gesamtzusam-
menhang als Gegenleistung zu unbedingtem Gehorsam und 
äußerster Pflichterfüllung zu sehen. Nur dadurch ist diese 
Stellung gerechtfertigt (§ l Abs. 3). 
3.4 Begründen die hergebrachten Regelungen einen Grundsatz 
der Hauptberuflichkeit als Professionalisierung (a)? 
Für den Punkt a) (,,Hauptberuflichkeit als Form der Profes-
sionalisierung“ in Abgrenzung von der ehrenamtlichen Erle-
digung öffentlicher Aufgaben) enthalten die dargestellten ge-
setzlichen Regelungen wenig. Man könnte überlegen, ob die 
ausdrückliche Zulassung von Beamten im Nebenamt die Zu-
lassung eines nichthauptberuflichen Dienstverhältnisses dar-
stellt. Diese Frage berührt jedoch nicht den Punkt, ob die Be-
amten nicht auch für ihr Nebenamt die erforderliche fachliche 
Bildung haben müssen. D. h. Hauptberuflichkeit i. S. von 
Professionalisierung wird nicht dadurch außer Kraft gesetzt, 
daß man Nebenamtsbeamte zuläßt. Solange es sich um die be-
rufliche Form einer Tätigkeit handelt, verfügen diese Beamten 
über die professionellen Kenntnisse. Selbst bei dieser neben-
amtlichen Form wäre daher die Abgrenzung zu den Ehrenbe-
amten gewährleistet. In der Tat war die Abgrenzung zwi-
schen Berufs- und Ehrenbeamten das entscheidende Merkmal 
zur Bestimmung des Berufsbeamtentums in der Weimarer 
Zeit. In der rechtswissenschaftlichen Literatur wird hierauf 
deutlich das Schwergewicht gelegt.
61) 
Dies ist nicht zufällig oder allein einer wissenschaftlichen Be-
griffsbildung zu verdanken. In der Nationalversammlung 
stellte der Abgeordnete Dr. Cohn für die USPD den Antrag, 
das Berufsbeamtentum abzuschaffen und durch zu wählende 
öffentliche Amtsträger zu ersetzen.
62) 
Dieses Anliegen richtet sich gegen die Professionalisierung 
der öffentlichen Aufgabenerledigung, die durch ihre Berufs-
mäßigkeit und die damit verbundenen Mechanismen aus dem 
gesellschaftlichen Produktionsprozeß abgesondert wird 
(siehe oben unter b)).
63) Gerade dieser politischen Forde-
rung, die ihre historische Grundlage im Erfurter Programm 
der SPD von 1891 hatte,
64) widersetzte sich die MSPD durch 
die Verankerung der wohlerworbenen Rechte des Berufsbe-
amtentums in Art. 129-131 WRV. 
Kernbestand der gesicherten Rechte des Berufsbeamtentums 
war daher die Hauptberuflichkeit in bewußter Abkehr von 
Wahl- und Ehrenbeamten. 
3.5 Begründen die hergebrachten Regelungen einen Grundsatz 
des „Lebensberufes“ (b)? 
Das Lebenszeitverhältnis war nach den oben dargestellten Be-
stimmungen kein Grundsatz, von dem Abweichungen eine 
besondere Rechtfertigung erforderten. Das Reichsbeamten- 
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Beamte auf Kündigung angestellt werden konnten. Von die-
ser Möglichkeit wurde insbesondere in der Zeit der Weimarer 
Republik auch umfassend Gebrauch gemacht (in besonders 
starkem Maße und exemplarisch durch den Personalabbau in 
den Jahren 1923 – 1927.
65) Eine Beschränkung von Kündi-
gungs- und Widerrufsbeamtenverhältnissen auf bestimmte 
Ämter oder für begründete Ausnahmefälle fand nicht statt.
66) 
Die Lebenslänglichkeit der Anstellung für den Beamten, die 
nach der Auffassung in der Literatur allein die volle Hingabe 
an den Beruf garantieren könne, als Regelfall durchzusetzen, 
ist lediglich eine rechtspolitische Forderung gewesen.
67) 
Das Reichsgericht hat die Begründung eines Beamtenverhält-
nisses auf Lebenszeit auch nur für den Fall angenommen, daß 
kein ausdrücklicher Kündigungsvorbehalt bei der Anstellung 
erklärt wurde, also Zweifel bestehen, welches Beamtenver-
hältnis begründet wurde (§ 2 Abs. 2 Reichsbeamtengesetz 
1907).
68) Der eindeutig erklärte Kündigungsvorbehalt be-
gründete ohne Einschränkungen das Beamtenverhältnis mit 
Kündigungsmöglichkeit. 
Um im Gegensatz zum traditionellen Beamtenrecht positiv 
deutlich zu machen, durch welche Regelung das Lebenszeit-
beamtenverhältnis zum Grundsatz erhoben werden kann, ist 
auf § 6 Abs. 2 BRRG zu verweisen. Diese Bestimmung ent-
hält wirklich eine Entscheidung für das Lebenszeitbeamten-
verhältnis als Regelfall, weil ein Beamtenverhältnis auf Probe 
spätestens nach 6 Jahren in ein solches auf Lebenszeit umzu-
wandeln ist, wenn die allgemeinen beamtenrechtlichen Vor-
aussetzungen erfüllt sind. Damit sind andere Arten des Beam-
tenverhältnisses nur noch in genau eingegrenzten, funktional 
bestimmten, sachlichen Ausnahmefällen zulässig. Die gesetz-
liche Vermutung des § 2 Reichsbeamtengesetz von 1873 ist 
also funktional nicht mit dem Lebenszeitbeamtenverhältnis 
verknüpft. Der Schluß, mit dem die überwiegende Meinung 
das Lebenszeitbeamtenverhältnis als »hergebrachten“ Regel-
fall ableitet, läßt sich weder logisch noch historisch hinrei-
chend begründen. Diese Tradition des Berufsbeamtentums 
kann der Einführung der erweiterten Teilzeitarbeit für Be-
amte nicht entgegenstehen. 
3.6 Begründen die hergebrachten Regelungen einen Grundsatz 
des »vollen Einsatzes der Arbeitskraft« (c)? 
Es stellt sich weiter die Frage, ob Hauptberuflichkeit begriff-
lich notwendig damit verbunden war, daß der Beamte mit 
65) Siehe „Personal-Abbau-Verordnung“ vom 27. 10. 1923 – RGB1. 1923 Teil I, 
S. 999ff. (insbes. Art. 2, Art. 3 § l, Art. 5 §§ l u. 2). Nach Art. 8 § l Abs. l 
waren 25% der plan-, der außerplanmäßigen und der Reichsbeamten im 
Vorbereitungsdienst auszuscheiden (15% davon innerhalb von 5 Monaten). 
Brand, A., Das Beamtenrecht, Berlin 1928, S. 275ff; Haensch, D., Kritik der 
Dienstrechtsreform, in: Kritische Justiz (KJ), Köln 1976, S. l ff., 4 (Fn. 4) 
66) Brand, A., Art. 128-131, S. 218. 
67)  Merkl, A., Entwicklung und Reform des Beamtenrechts, in: 
Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 
(VVDStRL) Heft 7, Berlin/Leipzig 1932, S. 55ff.,94; 
Köttgen, A., Das deutsche Berufsbeamtentum . . ., S. 144 
68) Urteil vom 27. 1. 1928, RGZ 120, 63ff., 65f. 
69) Schick, W., Rechtsgutachten, S. 210. 
Becker, H. ]., Die hergebrachten Grundsätze . . ., in: ZBR 1978, S. 259; 
Jeglin, B., Der Sonderstatus der Beamten in der parlamentarischen 
Demokratie, Diss. 
Hamburg 1962, S. 73, 80. 
70)  Z. B. Nawiasky, H., Die Stellung des Berufsbeamtentums im 
parlamentarischen Staat, München 1926, S. 14; vom Grundsatz einer 
„Vollzeitbeschäftigung“ geht noch heute zus: Schwandt, E. U., Beurteilung der 
Möglichkeiten einer Ausweitung der Teilzeitbeschäftigung für Beamte, in: 
ZBR 1977, S. 81 ff., 83. 
71) Urteil vom 6. 3. 1975, BVerwGE 48, 99ff., 102; Urteil vom 23. 9. 1975, 
BVerwGE 49, 184ff., 191. 
72) Beschluß des BVerfG v. 7. 5. 1974, BVerfGE 37, 167ff., 179 (m.w.N.) 
73) Urteil des BVerwG vom 25. 1. 1973, BVerwGE 41, 316ff., 320. 
74) NJW 1977, 1869. 
Das wird auch von der Literatur – wenn auch mit einigem Mißfallen – in 
diesem Sinne bemerkt: Lecheler, H., Die ,,hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamtentums“ in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
und des Bundesverwaltungsgerichts, in: AöR 1978, S. 349ff., 365 
75) Rechtsgutachten, S. 385 
dem Einsatz seiner vollen Arbeitskraft seinem Dienstherrn 
dienen mußte (siehe oben unter c)). 
Zunächst muß davon ausgegangen werden, daß in der Wei-
marer Republik und auch in der Zeit davor der Beruf für den 
Arbeitnehmer noch eine andere Funktion beinhaltete als heu-
te. Zum Unterhalt der Familie wird in aller Regel immer der 
volle Einsatz der Arbeitskraft erforderlich gewesen sein. 
Wenn also überhaupt eine Beschäftigung als Arbeitnehmer 
aufgenommen wurde, war es sozial selbstverständlich, daß sie 
sich auf die ganze regelmäßige Arbeitszeit bezog. Auch die 
Frauenerwerbstätigkeit hatte eine sehr viel eingeschränktere 
Funktion als heute. 
Der Mann hatte in der Weimarer Zeit fast ausschließlich die 
Unterhaltsfunktion durch Berufstätigkeit für die Familie 
inne, für besondere Teilzeitregelungen im öffentlichen Dienst 
bestand kein soziales Bedürfnis. M.a. W. es gab die Teilzeit-
arbeit noch nicht als ein soziales Problem, für das das Beam-
tenrecht schon eine Regelung gehabt hätte. Soweit in der Lite-
ratur vom vollen Einsatz der Arbeitskraft die Rede ist, so be-
zieht sich das auf den damals selbstverständlichen Vollzeit-
status der Beamten. Einen Ausschuß anderer Beschäftigungs-
formen, die erste heute eine wichtige soziale Bedeutung er-
langt haben, kann man darin nicht sehen. 
Es handelte sich um qualitative Anforderungen an die Tätig-
keit der Beamten. Der zeitliche Umfang der Tätigkeit stand 
weitgehend außer Frage. 
Soweit in der Literatur und Rechtsprechung zum geltenden 
Beamtenrecht von der »vollen Hingabe« oder dem vollen Ein-
satz der Arbeitskraft des Beamten für den Dienstherrn die 
Rede ist, wird unter dem vollen Einsatz ebenfalls die Qualität 
der Arbeitsleistung des Beamten verstanden.
69) Das BVerwG 
betont, daß sich die Bestimmung über die ,,volle Hingabe“ 
früher auch auf den zeitlichen Umfang der Arbeitsleistung 
bezogen hätte,
70) heute könne man indessen allein davon aus-
gehen, daß sich der Beamte im Rahmen der maßgeblichen 
Arbeitszeitvorschriften seinem Beruf zu widmen habe.
71) 
Man könne nicht mehr davon ausgehen, daß der Beamte 
,,rund um die Uhr“ zur Verfügung zu stehen habe. 
Das Bundesverfassungsgericht betont im Zusammenhang mit 
der „vollen Hingabe“ immer wieder, daß der Beamte ,,seine 
ganze Persönlichkeit“ nur „gemäß den jeweiligen Anforde-
rungen“
12) für seinen Dienstherrn einzusetzen habe. Auch 
diese Formulierung deutet auf den flexiblen quantitativen 
Rahmen der Dienstpflicht hin
73) und trifft ebenso wie das 
BVerwG eine qualitative Aussage zu den Pflichten des Beam-
ten. In dem vorgegebenen Rahmen seiner reduzierten 
Arbeitszeit kann sich auch der teilzeitbeschäftigte Beamte 
seinem Beruf ,,mit voller Hingabe“ widmen. Ein Verstoß ge-
gen einen „hergebrachten Grundsatz“ der „Hauptberuflich-
keit“ beinhalten die Regelungen der „Formulierungshilfe“ 
daher nicht. 
3.7 Positionen der Literatur und Rechtsprechung zur Verfas-
sungsmäßigkeit der Teilzeitarbeit 
Der oben konstatierten vielfachen Durchbrechung eines 
quantitativ verstandenen Prinzips der „vollen Hingabe der 
Arbeitskraft“ werden die Auffassungen in Literatur und 
Rechtsprechung schon vielfach dadurch gerecht, daß sie die 
Teilzeitarbeit im Beamtenverhältnis allgemein für zulässig 
halten. Das BVerfG hat beiläufig in seinem Beschluß vom 30. 
3. 1977 erwähnt, daß die Einrichtung „des Teilzeitbeamten“ 
in Art. 33 Abs. 5 GG keine verfassungsrechtliche Grenze 
findet.
74) 
Thieme hat „keine Bedenken gegen die Einführung von Teil-
zeitbeschäftigungen“,
75) weil er in ähnlicher Weise wie das 
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schon realiter nicht mehr voll in Anspruch genommen wird. 
Restriktiver äußert sich Schick,
76) der meint, es käme insbe-
sondere auf die Motivation an, die einer Reduzierung der 
Arbeitsleistung zugrunde liegt. Durch die Eingrenzung ins-
besondere auf Fälle der familiären Inanspruchnahme meint er 
sein Hauptbedenken ausräumen zu können: 
„Unzulässig wäre die Schaffung eines Beamtentyps, der auf 
die Möglichkeit mehrerer Berufsverhältnisse nebeneinander, 
sei es im öffentlichen Dienst oder teils im öffentlichen, teils im 
privaten Dienst angelegt wäre.“
77) 
Das heißt aber, daß er eine Regelung der Teilzeitarbeit, die 
dies sicherstellen würde, allgemein für zulässig hält. Ein Ein-
wand aus der ,,vollen Hingabe der Arbeitskraft“ liegt dieser 
Argumentation nicht mehr zugrunde. 
4. Dienstrechtliche Probleme  
4.1 Die Regelung der Nebentätigkeit 
4.1.1 Rechtspolitische Aspekte 
Die arbeitsmarktpolitische Wirksamkeit einer Erweiterung 
der Teilzeitarbeitsmöglichkeiten wird durch die effektive 
Freisetzung von Arbeitsvolumen bestimmt. Nur wenn die 
Beamten oder Beamtinnen, die durch Teilzeitarbeit Arbeits-
plätze freigemacht haben, mit ihrer nunmehr freien Zeit nicht 
wieder auf den Arbeitsmarkt treten, wird wirklich Arbeitsvo-
lumen für bisher Nichtbeschäftigte frei. 
Das Nebentätigkeitsrecht regelt für die Beamten, in welcher 
Weise weitere Tätigkeiten neben ihrem Hauptamt beschränkt 
werden. Die arbeitsmarktpolitische Zielsetzung wird daher 
durch eine besondere Regelung der Nebentätigkeit für teil-
zeitbeschäftigte Beamte gesichert werden müssen. 
Rechtspolitisch strebt die ,,Formulierungshilfe“ an, aus 
arbeitsmarktpolitischen Gründen alle entgeltlichen Tätigkei-
ten auszuschließen.
78) Nach dem Ansatzpunkt für die Ein-
schränkung der Nebentätigkeiten, daß die partiell freigesetz-
ten Arbeitskräfte nicht wieder auf den Arbeitsmarkt treten 
sollen, sind alle über den Arbeitsmarkt zu vermittelnden Ar-
beiten auszuschließen. 
Der Bundesratsentwurf
79) enthält keine Sonderregelungen 
für die Nebentätigkeit, so daß hiernach lediglich das allge-
meine Nebentätigkeitsrecht anwendbar wäre. Danach gelten 
i. d. R. Nebentätigkeiten bis zu einem Umfang von insge-
samt DM 100,- im Monat als genehmigt.
80) 
Weitere Voraussetzungen sind, daß die Nebentätigkeit au-
ßerhalb des Dienstes ausgeführt wird und sie dienstliche In-
teressen nicht beeinträchtigt.
81) Über diesen genehmigungs-
freien Raum hinaus ist für umfangreichere Nebentätigkeiten 
die Genehmigung zu erteilen, wenn dienstliche Interessen 
nicht beeinträchtigt werden. 
Die ,,Formulierungshilfe“ sieht während des Zeitraums der 
Teilzeitbeschäftigung den Verzicht auf jede entgeltliche Tä-
tigkeit vor. D. h. in den bewilligten vier bzw. acht Jahren 
Teilzeitarbeit darf keine entgeltliche Nebentätigkeit ausgeübt 
werden. 
76) Rechtsgutachten, S. 215f. 
77) Ebd. 
78) Entwurf des BMI, Art. l – zu § 44a Abs. 2 BRRG; „Formulierungshilfe“ der 
BReg., Art. l – zu § 44 a Abs. 2 BRRG. 
79) Art. l, in: BT-Drucksache 8/873, S. 4. 
80) § 3 Abs. 2 Brem. Nebentätigkeits-VO (BremNVO) i. d. F. vom 4. 12. 1978, 
BremGBl. 1978, S. 241. 
81) Ebd. 
82) Urteil des BVerwG v. 25. 1. 1973, BVerwGE 4l, 316ff. 
83) Ebd. 
Im Gegensatz dazu sah der Entwurf des BMI den Verzicht auf 
entgeltliche Tätigkeiten ,,während der Freistellung vom 
Dienst“ vor. Eine entgeltliche Nebentätigkeit darf hiernach 
nur in der Zeit, um die die Arbeitszeit des Beamten ermäßig 
wurde, nicht übernommen werden. Daher würden für einen 
Beamten zwei Nebentätigkeitsregelungen nebeneinander be-
stehen: Für die Freistellungszeit voller Verzicht auf entgeltli-
che Tätigkeiten; in der Freizeit außerhalb der regelmäßigen, 
nicht reduzierten Arbeitszeit Anwendung des allgemeinen 
Nebentätigkeitsrechts mit seinen weniger restriktiven 
Rechtsfolgen. Diese unterschiedlichen Regelungsansätze las-
sen sich unter zwei Aspekten rechtspolitisch beurteilen. 
Zum ersten spricht die arbeitsmarktpolitische Zielsetzung ei-
ner Senkung des Arbeitskraftangebots für den vollen Aus-
schluß der Nebentätigkeiten. Das hat zur Folge, daß teilzeit-
beschäftigte Beamte in ihrem Recht, eine Nebentätigkeit aus-
zuüben, völlig unberücksichtigt blieben. Hier treten die 
Rechte und Interessen der betroffenen Beamten als Problem 
hinzu. Das Verhältnis der dienstlichen Interessen zu den 
Rechten der Beamten wird im folgenden Abschnitt behandelt. 
Darüber hinaus ist an dieser Stelle der Begriff der „Arbeits-
marktpolitik“ zu differenzieren. Arbeitsmarktpolitik ist 
marktbezogen in dem Sinne, daß sie der Einwirkung auf An-
gebot und Nachfrage dient, damit die Anbieter in die Lage 
versetzt werden, ein Arbeitsverhältnis zu finden und die 
Nachfrager ihr Bedürfnis nach Arbeitskräften decken kön-
nen. Eine Arbeitsmarktpolitik, die allein darauf gerichtet 
wäre, in Zeiten der ökonomischen Krise Arbeitskräfte vom 
Arbeitsmarkt abzuhalten, verdeckt nur das Problem, daß es 
für Arbeitskräfte keine Beschäftigung gibt, daß ein großes 
Produktionspotential unter gegebenen Produktionsverhält-
nissen nicht angewandt werden kann. Eine arbeitsmarktpoli-
tisch begründete Unterdrückung des Angebots wäre die Be-
seitigung des für Marktverhältnisse notwendigen Freiraumes 
zur Artikulation von Angebot und Nachfrage. Zur Erhaltung 
dieser Mechanismen ist es auch arbeitsmarktpolitisch anzu-
streben, Freiheiten zur Wahl und Ausübung von Tätigkeiten 
nicht weiter einzuschränken, als zwingend geboten. Das ein-
gangs genannte Ziel, das Arbeitskraftangebot zu senken, 
kann daher nicht alleinige Richtschnur sein. 
Zum zweiten ist bei der Regelung der Nebentätigkeit das 
Problem der Kontrolle mit in Rechnung zu stellen. Die 
Nachprüfung könnte erschwert sein, wenn für unterschiedli-
che Tageszeiten abweichende Einschränkungen der Nebentä-
tigkeit gelten. 
Da nach dem Entwurf des BMI in der neben der Freistel-
lungszeit liegenden Freizeit Nebentätigkeiten nach dem all-
gemeinen Nebentätigkeitsrecht zulässig sind, sind auch die 
Kontrollmöglichkeiten danach zu beurteilen, ob diese Rege-
lungen wirksame Instrumente dazu enthalten. Der Gesamt-
umfang der Nebentätigkeit des teilzeitbeschäftigten Be-
amten wird auf das Maß begrenzt, das auch für die Vollzeit-
Beamten gilt. Sie würden daher nicht mehr Tätigkeiten vom 
Arbeitsmarkt absorbieren als diese. Das setzt allerdings vor-
aus, daß die Umfassungsbeschränkungen wirksam sind und 
nicht umgangen werden. Das geltende Nebentätigkeitsrecht 
bedient sich dazu – wie bereits oben ausgeführt – monetari-
sierter Formen. Bedeutsamer als die Grenze für die Genehmi-
gungspflicht ist hier die Ablieferungspflicht. Sie gilt jedoch al-
lein für Nebentätigkeiten, die im öffentlichen Dienst ausge-
übt werden. Das BVerwG hat dazu in seinem Urteil vom 25. 
1. 1973
82) ausgeführt, daß die Ablieferungspflicht „generali-
sierend den Maßstab für den Umfang der Nebentätigkeit“
83) 
setzt, indem sie ihn an der gewährten Vergütung mißt. Da 
eine Messung der aufgewendeten Zeit nicht praktikabel er- 
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84) wird sie nach ihrem ökonomischen Resultat für 
den Beamten bestimmt.
85) 
Dieses Instrument ist auch zur Bemessung und Beschränkung 
der Nebentätigkeit von teilzeitbeschäftigten Beamten an-
wendbar, soweit sie diese im öffentlichen Dienst ausüben. 
Auch die Kontrolle ist nicht problematisch, weil bei Arbeit-
gebern des öffentlichen Dienstes durch ihren stärkeren Kon-
takt untereinander die Wahrscheinlichkeit relativ groß ist, 
daß verschwiegene Nebentätigkeiten aufgedeckt werden. 
Häufig wird auch bei der Vergabe dieser Nebentätigkeiten be-
sonders darauf geachtet, daß die Genehmigung vorliegt oder 
die Tätigkeit angezeigt wurde. 
Für die Nebentätigkeiten außerhalb des öffentlichen Dienstes 
ist die Restriktion nur über die allgemeine Genehmigungs-
pflicht möglich (z. B. §5 BremNVO). Die Versagung der 
Genehmigung ist allein dann zulässig, wenn dienstliche Inter-
essen durch die Ausübung der Nebentätigkeit beeinträchtigt 
werden. Ihrem Rechtscharakter nach ist diese Genehmigung 
eine ,,gebundene Erlaubnis“.
86) D. h. an sich sind Nebentä-
tigkeiten zulässig, die Beamten haben auf die Erteilung der 
Genehmigung einen Rechtsanspruch, der aus ihren Grund-
rechten folgt. 
Die Beamten sind verpflichtet, alle neben dem Hauptamt aus-
geübten Tätigkeiten mitzuteilen, und der Dienstherr hat die 
Möglichkeit, die Genehmigung nicht zu erteilen bzw. ge-
nehmigungsfreie Nebentätigkeiten zu untersagen, wenn 
dienstliche Interessen beeinträchtigt werden. Dieses Instru-
mentarium ist bei vollzeit- und teilzeitbeschäftigten Beamten 
an sich geeignet, die erforderliche Kontrollfunktion zu erfül-
len. 
Gegenüber den teilzeitbeschäftigten Beamten ist jedoch das 
Mißtrauen in die Gesetzestreue größer, weil sie faktisch einen 
größeren zeitlichen Dispositionsspielraum für Nebentätig-
keiten haben. Die prinzipielle Möglichkeit, sich rechtswidrig 
zu verhalten, beruht darauf, daß der Rechtsstaat vom Prinzip 
der individuellen Willensfreiheit ausgeht.
87) Diese „Willens-
freiheit“ läßt es zu, daß man sich in der individuellen Ausfül-
lung seines Freiheitsraumes auch gesetzwidrig verhalten 
84) Ebd. 
85) Noftz, W., Grundfragen zum Nebentätigkeitsrecht, in: ZBR 1974, 209ff., 216f. 
86) Noftz, Fragen . . ., S. 212; Görg, H., Zum Nebentätigkeitsrecht der Beamten 
und Angestellten des öffentlichen Dienstes, in: ZBR 1961, 161 ff., 163; 
Fürst/Finger/Mühl/Niedermaier, GKÖD, Bd.  l, Beamtenrecht des Bundes und 
der Länder, Berlin 1973 (ff., Kommentar (K) zu § 64 BBG, Rz. 2 (S. 4); 
Eschenburg, H.-P., Das Nebentätigkeitsrecht der Bundes- und Landesbeamten 
in der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland, Diss. Hamburg 1970, S. 
49, 59. 
87) Hegel, G.W.F., Grundlinien der Philosophie des Rechts, Frankfurt/Berlin, 
1972, §299 Zusatz (S. 267). 
88) Urteil d. BVerfG v. 11. 6. 1958, BVerfGE 7, 377ff, 397f. 
89) Urteil d. BVerwG v. 28. 5. 1965, BVerwGE 21,195ff., 196; Urteil d. BVerwG 
v. 17. 12. 1953, BVerwGE l, 54f. 
90)  BVerwGE 21, 195; Hamann, A., Lenz, H.,  Grundgesetz für die 
Bundesrepublik Deutschland, Neuwied/Berlin 1970, Rz. B 2 b zu Art. 12. 
91) Urteil des BVerwG v. 14. 12. 1954, BVerwGE l, 269ff., 271. 
92) Urteil d. BVerwG v. 15. 12. 1953, BVerwGE l, 48ff., 53 
93)  Anderer Auffassung: Schick, Rechtsgutachten, in: Verfassungsrechtliche 
Grenzen . . ., S. 211 f., der meint, der Beamte habe seinen Beruf grundsätzlich 
als einzigen auszuüben, Art. 33 Abs. 5 GG sei lex specialis zu Art. 12 Abs. l 
GG. 
94) Eschenburg, Nebentätigkeitsrecht . . ., S. 11ff.; Urteil des BVerwG v. 25. 1. 
1973, BVerwGE 41, 316ff., 319, Urteil des BVerwG v. 21. 5. 1970, BVerwGE 
35,201 ff., 205, Urteil des BVerwG v. 13. 2. 1969, BVerwGE 31, 241 ff., 248; 
BVerwG in: DÖV 1977, 135; BVerwGE 29, 307; Urteil des OVG Münster v. 
22. 4. 1974, ZBR 1974, 364f. 
95) Fürst/Finger/Mühl/Niedermaier, GKÖD, Bd. l, K § 64 BBG, Anm. 13 (s. 19); 
Noftz, Fragen . . ., S. 210f. Das BVerwG meint zwar in seiner Entscheidung v. 
26. 4. 1968 (BVerwGE 29, 304 ff, 306) wie darzulegen sei, habe der Beamte 
kein „durch die Verfassung geschütztes Recht auf Nebentätigkeit im 
Gegensatz zum Recht des Bürgers auf freie Berufswahl und -ausübung (Art. 
12 Abs. l GG) . . .“, doch läßt das Urteil diese Darlegung vermissen. 
96)  Maunz/Dürig/Herzog/Scholz, GG, Rdnr. 28 zu Art. 12; Müller, K., 
Grundgesetz, Köln 1976 (8. Aufl.), Anm. 2 A zu Art. 12. 
97) Urteil des BVerwG v. 10. 3. 1954, BVerwGE l, 92ff., 93; BVerwGE l, 54. 
98) BVerfGE 7, 377ff., 405ff. 
99) Beschluß des BVerfG v. 17. 7. 1961, BVerfGE 13, 97ff. 
kann. Für diesen Fall sind besondere Sanktionen gegen den 
rechtswidrig geäußerten Willen vorgesehen. Der den Beam-
ten verbleibende Freiheitsraum für Nebentätigkeiten beginnt 
am Ende ihrer Arbeitszeit. Die Möglichkeit, gegen das Ne-
bentätigkeitsrecht zu verstoßen, könnte man durch die Ein-
engung dieses Freiheitsraumes – d. h. durch Verlängerung 
der Arbeitszeit – versuchen zu beschränken. Das ist jedoch 
rechtlich und politisch nicht durchführbar und unterstellt zu-
dem, die Beamten würden sich prinzipiell rechtswidrig ver-
halten, sowie sie nicht der konkreten Aufsicht ihres Dienst-
herrn während der Arbeitszeit unterstünden. 
In den Vorschlägen des BMI und der ,,Formulierungshilfe“ 
wird die Grenze für Nebentätigkeiten nur an unterschiedli-
chen Stellen gezogen: Die Möglichkeit, diese Regelungen zu 
verletzen, ist bei beiden Alternativen gegeben. Die Kontroll-
möglichkeiten unterscheiden sich nur graduell: Beim völligen 
Verzicht kann der Verstoß bereits aus der bloßen Tatsache ei-
ner Tätigkeit gefolgert werden, während im anderen Teil 
nachgewiesen werden muß, daß der Umfang der genehmigten 
Nebentätigkeit überschritten wurde. Es gibt also kein proba-
tes Mittel, den Freiheitsraum der Beamten so zu beschneiden, 
daß sie nicht doch gegen die gesetzlichen Regelungen versto-
ßen könnten. 
4.1.2 Das Recht der Beamten auf Nebentätigkeiten 
Die Wahl und Ausübung von Nebentätigkeiten der Beamten 
könnte durch Art. 12 Abs. l GG geschützt sein, wenn diese 
Tätigkeiten als „Beruf“ anzusehen sind. ,,Beruf“ ist die selb-
ständige oder unselbständige Tätigkeit des Menschen, die 
wirtschaftlich sinnvoll ist und der Schaffung seiner Lebens-
grundlage dient.
88) 
Die Berufstätigkeit muß nach der Rechtsprechung allerdings 
auf eine gewisse Dauer berechnet sein.
89) Mitumfaßt vom 
Grundrecht der Berufsfreiheit ist die Entscheidung des ein-
zelnen, ob er neben einem Beruf einen weiteren wählen und 
ausüben will.
90) Durch die einmalige Wahl eines Hauptberufs 
ist das Grundrecht der Berufsfreiheit nicht „erschöpft“.
91) Es 
macht keinen Unterschied, ob der Beruf als ursprünglicher 
erwählt ist oder zu einem anderen hinzugenommen wird.
92) 
Soweit sie auf eine gewisse Dauer berechnet sind, erfüllen die 
Nebentätigkeiten der Beamten daher das Merkmal des „Be-
rufes“ in Art. 12 Abs. l GG.
93) In der Rechtsprechung und 
teilweise auch in der Literatur wird ein Recht der Beamten auf 
die Übernahme und Ausübung von Nebentätigkeiten jedoch 
nicht aus Art. 12 Abs. l, sondern aus Art. 2 Abs. l GG ge-
folgert.
94) Art. 2 Abs. l umfasse auch das Recht auf entgelt-
liche Verwertung der Arbeitskraft. Die Frage, ob Art. 12 
Abs. l GG anzuwenden ist und in diesem Fall als spezielle 
Regelung der allgemeinen Vorschrift des Art. 2 Abs. l GG 
vorgeht, wird nicht behandelt.
95) Die Verwertung der eige-
nen Arbeitskraft kann – wenn sie auf eine gewisse Dauer be-
rechnet ist – eine unselbständige berufliche Tätigkeit darstel-
len und als solche fällt sie unter Art. 12 Abs. l GG. 
Nach ganz herrschender Meinung wird jede berufliche Tätig-
keit unabhängig von ihrem Umfang und ihrem Verhältnis 
zum Hauptberuf von Art. 12 Abs. l GG umfaßt,
96) weil die 
Beschränkung des Freiheitsrechts auf nur eine bestimmte 
Form der Betätigung (nur der Hauptberuf ist frei) den frei-
heitlichen Gehalt der Grundrechte verkennen würde und 
„den wechselnden Bedürfnissen des wirtschaftlichen Le-
bens“ nicht Rechnung tragen könnte.
97) 
Die Schranken des Grundrechts der Berufsfreiheit aus Art. 12 
Abs. l GG bestimmt das BVerfG über die sog. „Stufentheo-
rie“
98) und die Rechtsprechung zum „Berufsbild“.
99) Nach 
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keiten der Beamten neben ihrem Hauptamt eine „objektive 
Zulassungsschranke“ dar. 
Die Erfüllung der Voraussetzungen zur Zulassung zum Beruf 
ist bei der objektiven Schranke dem Einflußbereich des ein-
zelnen schlechthin entzogen. 
100)Unabhängig von individuel-
len Fähigkeiten und Eigenschaften wird den Beamten beim 
Ausschluß von Nebentätigkeiten die Möglichkeit einer weite-
ren Berufstätigkeit genommen. 
,,Objektive Zulassungsschranken“ sind zur Begrenzung der 
Berufswahl nur dann zulässig, wenn eine derartige Regelung 
zur „Abwehr nachweisbarer oder höchstwahrscheinlicher 
schwerer Gefahren für ein überragend wichtiges Gemein-
schaftsgut“ erforderlich und geeignet ist.
101) Für die Wahl ei-
nes Zweitberufes hat das BVerfG differenzierend hinzuge-
fügt, daß die im allgemeinen geltenden strengen Anforderun-
gen hierbei nicht in gleichem Maße gelten.
102) Dem Bewerber 
dürfe der Zugang zu einem zweiten Beruf eher versperrt wer-
den, weil ihm ja die ungehinderte und freie Entscheidung 
bleibe, nach seiner individuellen Neigung einen der beiden 
Berufe zu ergreifen. 
Das BVerfG führt in der Entscheidung aus, daß insbesondere 
Inkompatibilitäten zwischen bestimmten Berufen gesetzlich 
normiert werden dürfen, wenn die rechtliche Eingrenzung 
bestimmter Berufsbilder das gebiete.
103) Die Freiheit der Be-
rufswahl dürfe dabei nach dem Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit so weit beschränkt werden, wie es die zu schützenden 
öffentlichen Interessen erfordern. Der Begriff der „öffentli-
chen Interessen“ bezieht sich in diesem Zusammenhang dar-
auf, welche Regelung der Berufsverhältnisse in diesem Be-
reich den Interessen der Allgemeinheit gerecht wird bzw. ei-
nem wichtigen Gemeinschaftsgut dient.
104) Als solches ist die 
Institution des Berufsbeamtentums anzusehen. Das ist daraus 
zu erkennen, daß es den besonderen Schutz der Verfassung in 
Art. 33 gefunden hat. In der Staatsorganisation der Bundesre-
publik kommt dem Berufsbeamtentum eine zentrale Rolle für 
den Erhalt der rechtsstaatlichen Demokratie zu.
105) Die für 
den Erhalt der Institution an die Beamten zu stellenden An-
forderungen ergeben sich aus den hergebrachten Grundsät-
zen, mit den Einschränkungen, unter denen sie im Rahmen 
der Verfassung gelten. 
Eine frühe Regelung zur Nebentätigkeit in der Tradition des 
Berufsbeamtentums enthält die preußische Kabinettsorder 
vom 13. 7. 1839.
106) Diese Regelung schrieb die Genehmi-
gungspflicht für Nebenämter und Nebenbeschäftigungen 
vor, die mit einem fortlaufenden Einkommen verbunden wa-
ren. Eine entsprechende Regelung enthält § 16 des Reichsbe-
amtengesetzes von 1873.
107) Diese Bestimmung hat in der 
Form des Reichsbeamtengesetzes von 1907
108) (§ 16) bis 1937 
gegolten. Danach waren in einem langen traditionsbildenden 
Zeitraum Nebentätigkeiten nicht verboten, sondern nur ei-
nem Genehmigungsverfahren unterworfen, in dem zu prüfen 
war, ob sie mit den Belangen des konkreten Amtes, das der 
Beamte innehatte, zu vereinbaren waren.
109) Erst das Deut-
sche Beamtengesetz von 1937
110) setzte der Nebentätigkeit 
mit dem Grundsatz der „vollen Hingabe der Arbeitskraft“ 
einen strengeren Genehmigungsmaßstab (§§ 3 Abs. 1,10), 
der seine konkrete Ausgestaltung in Nr. l der Nebentätig-
keits-Verordnung von 1937
111) fand. Diese Bestimmungen 
galten jedoch nur acht Jahre und konnten daher keine Tradi-
tion des Berufsbeamtentums begründen. 
Auffassungen, die noch heute das Recht der Beamten, eine 
Nebentätigkeit zu übernehmen und auszuüben, einem 
Grundsatz der „vollen Hingabe“ unterwerfen,
112) können 
sich dafür weder auf einen hergebrachten Grundsatz beru-
fen,
113) noch berücksichtigen sie ausreichend den Wandel der 
Auffassungen vom Beamtenverhältnis im Rahmen des sozia-
len Rechtsstaates.
114) Das BVerwG ist in seiner neueren 
Rechtsprechung ausdrücklich der Auffassung, daß heute ein 
umfassender und verbindlicher Grundsatz, daß sich der Be-
amte mit voller Hingabe seinem Beruf zu widmen hat und 
demgemäß für seinen Dienstherrn die volle Arbeitskraft ein-
setzen muß, nicht mehr anerkannt werden kann.
115) Dieser 
Grundsatz mit seiner sehr eingeschränkten Bedeutung ist nur 
dann berührt, wenn die Nebentätigkeiten des Beamten ein 
Ausmaß annehmen, das es ihm nicht mehr gestattet, die Auf-
gaben seines Hauptamtes einwandfrei zu erfüllen.
116) Diese 
Gefahr kann bei teilzeitbeschäftigten Beamten keine Rolle 
spielen, weil ihre Arbeitszeit ohnehin bereits reduziert ist. Es 
ist nicht anzunehmen, daß sie derartig umfangreiche Neben-
tätigkeiten übernehmen könnten, die sie bei der Erfüllung der 
geminderten Aufgaben noch beeinträchtigen würden. 
  
100) BVerfGE 7, 377ff, 407f. 
101) Ebd., S. 408 f. 
102) Beschluß d. BVerfG v. 15. 2. 1967, BVerfGE 21, 173ff., 181. 
103) Ebd., S. 180. 
104) Ebd.; Beschluß d. BVerfG v. 25. 7. 1967, BVerfGE 22, 275ff., 277. 
105) -BVerfGE7,155ff.,162f.;-InBVerfGE21,173ff.;22,275ff.,hatdasBVerfGbereits 
die beratende und Steuerrechtspflegende Funktion der 
Steuerbevollmächtigten und Steuerberater als überragend wichtiges 
Gemeinschaftsgut angesehen. 
106) Gesetzessammlung, S. 235. Nach: Gesetz-Sammlung für die Königlichen 
Preußischen Staaten. 1806 bis 1866. Dritte Abteilung. Justiz- und 
Verwaltungsgesetze, Berlin 1867 (4. Aufl.), S. 260. 
107) RGB1. (1873), S. 61 ff., 64. 
108) RGB1. (1907), S. 245ff., 248. 
109) Görg, Zum Nebentätigkeitsrecht . . ., S. 162; Noftz, Fragen . . ., S. 
211 f.  
110) RGBL. I (1937), S. 41 ff. 
111) RGBl. I (1937), S. 753. 
112)  Ule, C. H., Beamtenrecht, Berlin 1970, Anm. l zu § 42 BRRG; ders. 
Rechtsdogmatische Bermerkungen zum Nebentätigkeitsrecht, in: Festschrift 
für Werner Weber, Berlin 1974 (Hrsg. Hans Schneider/Volkmar Götz), S. 
609ff., 611 ff. (mit widersprüchlicher Argumentation). 
113) Siehe Fn. 109; Görg, H., Aktuelle Fragen des Nebentätigkeitsrechts, in: ZBR 
1966, 169ff, 170f.; Görg, H., Nebentätigkeit und Verfassungsrecht, in: ZBR 
1962, 317f. 
114) Fürst/Finger/Mühl/Niedermaier, GKÖD, Bd. l, K § 54, Rz. 4, K §64, Rz. 2; 
Drescher, A., Die Verfassungsmäßigkeit der Ablieferungspflicht nach der 
Bundesnebentätigkeitsverordnung, in: ZBR 1973, S. 105 ff; Thieme, W., 
Empfiehlt es sich, das Beamtenrecht unter Berücksichtigung der Wandlungen 
von Staat und Gesellschaft neu zu ordnen? Gutachten D zum 48. Deutschen 
Juristentag (1970), S. D 7ff., D 54; Beschluß d. BVerwG v. 19. 3. 1970, 
DVBl. 1970, S. 676 ff.; BVerwGE 41, 316ff. 
116) BVerwGE 41, 322. 
117) Noftz, Fragen . . ., S. 213f. (m. w.N.); BVerwGe 31, 248f.; Urteil des 
BVerwG v. 30. 6. 1976, in:DÖV 1977, 134 ff., 135f.; BVerwGE 35, 207 
(fürdas Beamtenverhältnis auf 
Widerruf). 
Als zweiten restriktiven Aspekt könnten die hergebrachten 
Grundsätze Inkompatibilitäten i. S. der Rechtsprechung des 
BVerfG zum Berufsbild zwischen dem Beamtenverhältnis 
und anderen angestrebten Tätigkeiten enthalten. Quantitative 
Unvereinbarkeiten waren für den Fall der Teilzeitarbeit be-
reits ausgeschieden worden. Als ein Funktionsaspekt der 
Hauptberuflichkeit war bereits herausgearbeitet worden, daß 
die gesetzlichen Regelungen die strukturellen Voraussetzun-
gen für die Unbefangenheit und Unparteilichkeit der Beam-
ten gegenüber dem „Publikum“ sichern müssen. Die herge-
brachten Grundsätze enthalten hierzu den Genehmigungs-
vorbehalt für Nebentätigkeiten. Danach darf die Genehmi-
gung nur dann versagt werden, wenn die Nebentätigkeit mit 
den dienstlichen Interessen nicht zu vereinbaren ist. Sowohl 
nach hergebrachten Grundsätzen wie gegenüber dem Grund-
recht der Beamten können nur die konkreten dienstlichen In-
teressen, d. h. die Anforderungen des einzelnen Dienstpo-
stens, den der Beamte innehat,
117) eine Unvereinbarkeit mit 
der einzelnen beantragten Nebentätigkeit begründen. Die 
Dienstpflicht wird hier daher nicht als abstrakte, die ganze 
Persönlichkeit des Beamten umfassende angesehen, sondern 
als konkrete Gehorsamspflicht im Rahmen des konkreten 
Dienstpostens. 
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rufsbeamtentums nur versagt, wenn im Einzelfall Kollisionen 
mit der Tätigkeit des Beamten eintraten. 
Die gegenüber dem Recht der Beamten geltend zu machenden 
dienstlichen Interessen setzt das BVerwG in einer frühen Ent-
scheidung mit öffentlichen Interessen gleich.
118) Wenn es auf-
führt, daß dienstliche Interessen zugleich öffentliche Interes-
sen seien, so werden die dienstlichen Interessen in einem sehr 
weiten Sinne verstanden. 
Im Ergebnis wird diese Rechtsprechung zu einer starken Be-
schränkung des Rechts der Beamten auf weitere Berufstätig-
keiten führen, wenn sie konsequent angewendet wird. Jede 
auch entfernter liegende Folge der Nebentätigkeit, die in ir-
gendeiner Weise die öffentlichen Ausgaben erhöht, ist geeig-
net, die Versagung der Genehmigung zu begründen. Obwohl 
das BVerwG später keinen Parallelfall entschieden hat, 
scheint es an dieser Prämisse festhalten zu wollen, weil es bei 
der Erwähnung der „dienstlichen Interessen“ immer wieder 
betont, daß diese in einem weiten Sinne zu verstehen sei-
en.
119) 
Der Entwurf des Bundesinnenministeriums und die „Formu-
lierungshilfe“ wollen die Beschränkung der Nebentätigkeiten 
der teilzeitbeschäftigten Beamten nicht durch ein gesetzliches 
Verbot durchsetzen, sondern die Bewerber für Teilzeitarbeit 
sollen durch Willenserklärung selbst auf Nebentätigkeiten 
verzichten. Soweit die Reduzierung der Nebentätigkeit über 
das Maß hinausgeht (voller Ausschluß), das im Rahmen der 
gesetzlichen Schranken des Art. 12 Abs. l GG zulässig ist, 
könnte sie gerechtfertigt sein, weil es ,,mit Willen“ der Be-
troffenen geschieht. Sie verzichten auf die Ausübung ihnen 
zustehender, durch den Gesetzgeber nicht einschränkbarer 
Grundrechte. 
Nach herrschender Meinung in der Literatur umfaßt die Frei-
heit zur Ausübung der Grundrechte auch die Befugnis, von 
ihnen keinen Gebrauch zu machen.
120) Das ist folgerichtig, 
weil man auf der Grundlage individueller Freiheit niemanden 
zwingen kann, selbst Rechte in Anspruch zu nehmen. 
Ein Grundrechtsverzicht durch die Bürger ist also im Prinzip 
zulässig. Allerdings bestimmt Art. l Abs. 2 GG, daß ein Be-
stand von unverletzlichen Menschenrechten unveräußerlich 
ist. 
Die herrschende Lehre nimmt über Art. l Abs. 2 GG hinaus 
an, daß zwar einzelne Ausführungen, nicht aber die Grund-
rechte als Ganzes verzichtbar sind.
121) Ein von der Men-
schenwürde geforderter Bereich persönlicher Autonomie 
müsse verbleiben. Die freiwillig eingegangenen Bindungen 
müßten über ein Kündigungsrecht wieder lösbar sein.
122) 
Diese Voraussetzungen erfüllt der vollständige Nebentätig-
keitsverzicht teilzeitbeschäftigter Beamter. Sie verzichten le-
diglich auf Befugnisse aus einem Grundrecht, in dessen Rah-
men ihnen die Hauptbefugnis bleibt. Gegenstand ist allein die 
Zweitausübung der Berufsfreiheit, da sie durch das Beamten-
verhältnis bereits ihren Hauptberuf gewählt haben. Ihnen 
stehen auch Kündigungsmöglichkeiten zur Verfügung, die 
ihnen die volle Berufsfreiheit wieder erschließen, weil sie sich 
zum einen aus dem Beamtenverhältnis überhaupt zu jeder 
118) BVerwGE 12, 34ff.; 36f. 
119) BVerwGE 41,321 (m.w.N.); BVerwG in: DÖV 1977, 135. 
120) Krüger, H., Allgemeine Staatslehre, Stuttgart 1966, S. 542 f. (Krüger jedoch 
mit abweichender Meinung). 
121) Zippelius, R., in: Bonner Kommentar zum GG (Lieferung 1966), Rdnr. 51 zu 
Art. l (m.w.N.) 
122) Ebd. 
123) Bundestags-Drucksache 8/873, S. 4. 
Zeit entlassen lassen können und zum anderen können sie 
nach Ablauf der Frist wieder von der Teil- zur Vollzeitarbeit 
übergehen. 
Doch rechtspolitisch sollte sichergestellt werden, daß auch 
der Schein einer Beeinträchtigung der Entschließungsfreiheit 
vermieden wird, da immer wieder betont wurde, daß die Re-
gelung nach dem Prinzip der Freiwilligkeit erfolgen soll. Das 
ist gesetzgeberisch zu verwirklichen, wenn die Teilzeitbe-
schäftigung nicht bereits bei Begründung des Beamtenver-
hältnisses zulässig ist, sondern erst nach Beendigung der Pro-
bezeit. 
4.2 Die Versorgungsregelung für Beamte mit Teilzeitbeschäfti-
gung 
Die Formulierungshilfe der Bundesregierung und auch die 
anderen vorliegenden Entwürfe verbinden die Inanspruch-
nahme von Teilzeitbeschäftigung mit versorgungsrechtlichen 
Folgen. Die ,,Formulierungshilfe“ sieht einen direkten pro-
zentualen Abschlag beim Ruhegehalt vor. Art. 7 Nr. 3 kürzt 
direkt das Ruhegehalt, indem es nur in dem Verhältnis der 
durch die Teilzeitarbeit geminderten ruhegehaltfähigen 
Dienstzeit zu der vollen ruhegehaltfähigen Dienstzeit ge-
währt wird. 
Zur Verdeutlichung: Ein Beamter, der bei Eintritt des Ver-
sorgungsfalles 30 Dienstjahre im Beamtenverhältnis zu einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn verbracht hat (§ 6 Abs. l 
Beamtenversorgungsgesetz), wovon er 8 Jahre mit der Hälfte 
der regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt wurde, erhält die 
ihm normalerweise zustehende Versorgung nur im Verhältnis 
26 : 30. Unter Bezugnahme auf § 6 Abs. l S. 2 Beamtenver-
sorgungsgesetz (BeamtVG) werden zunächst bei der Berech-
nung der ruhegehaltfähigen Dienstzeit die Dienstjahre mit 
Teilzeitarbeit nur im Umfang der tatsächlichen Arbeitslei-
stung berücksichtigt: 8 Jahre Teilzeitarbeit mit ,,halber 
Arbeitsleistung“ werden lediglich als vier Jahre angerechnet. 
Das ergibt im vorliegenden Fall 26 Jahre. Dem wird die 
„normale“ ruhegehaltfähige Dienstzeit gegenübergestellt, 
d. h. die Zeit berechnet vom ersten Tag der Berufung in das 
Beamtenverhältnis an (reine Dienstzeit, ohne irgendwelche 
Abschläge). Das sind hier 30 Jahre. Bei Teilzeitarbeit wird das 
Ruhegehalt also immer nur in einem wie auch immer redu-
zierten Verhältnis gewährt. 
Bei einem Arbeitsleben mit 50 Dienstjahren und 4 Jahren 
Teilzeitarbeit mit ,,halber Stundenzahl“ kann der Beamte nie 
mehr die Höchstversorgung erreichen (hier nur im Verhältnis 
48 : 50, d. h. 4 % Abschlag). 
Ausgangspunkt dieser Regelung ist, daß bei einer allgemeinen 
Zulassung der Teilzeitarbeit ,,aus Gründen der Versorgungs-
gerechtigkeit“ in jedem Einzelfall effektiv eine Minderung der 
Versorgungsbezüge eintreten müsse (Begründung zu Art. 1). 
Damit grenzt sich die ,,Formulierungshilfe“ gegenüber dem 
Bundesratsentwurf ab. Nach dessen Art. 3
123) wird die Ver-
sorgungsregelung der bisherigen eingeschränkten Teilzeitre-
gelung übernommen: für die Zeiten verminderter Arbeitslei-
stung durch Teilzeitarbeit wird die ruhegehaltfähige Dienst-
zeit entsprechend gekürzt. D. h. es wird nicht wie bei der 
,,Formulierungshilfe“ direkt das Ruhegehalt gekürzt, son-
dern die Versorgung wird normal berechnet – jedoch die Teil-
zeitarbeit wird nur proportional angerechnet. In dem Aus-
gangsbeispiel hätte der Beamte Anspruch auf Versorgungsbe-
züge gemäß einer ruhegehaltfähigen Dienstzeit von 26 Jah-
ren. In dem Fall mit den 50 Dienstjahren hätte der Beamte 
eine ruhegehaltfähige Dienstzeit von 48 Jahren, d. h. er 
würde nach § 14 BeamtVG den Höchstsatz von 75 % seiner 
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Höchstsatz wird im Beamtenversorgungsrecht mit 35 Jahren 
erreicht. Verallgemeinert heißt das nach dieser Lösung, daß 
alle Beamte mit Teilzeitarbeit während ihres Arbeitslebens die 
Höchstversorgung dann erreichen, wenn sie „effektiv“ –
d. h. mit nur proportionaler Anrechnung der Teilzeitarbeit –
eine ruhegehaltfähige Dienstzeit von 35 Jahren erreichen. 
Die Bundesregierung strebt im Rahmen der erweiterten Teil-
zeitarbeit eine besondere Versorgungslösung an, deren er-
klärtes rechtspolitisches Ziel „Versorgungsgerechtigkeit“ ist. 
Die Vorstellung der „Versorgungsgerechtigkeit“ beruht we-
sentlich auf dem meritorischen Charakter der Versorgungs-
ansprüche. Die Höhe der Versorgung soll in einem angemes-
senen Verhältnis zu den während des Arbeitslebens erbrach-
ten Leistungen stehen. Für die Rentenversicherung wird die-
ses Verhältnis dadurch hergestellt, daß für den Versicherten 
eine persönliche Rentenbemessungsgrundlage in die Renten-
formel eingefügt wird, die das Verhältnis seines jeweiligen 
Jahreseinkommens zu dem durchschnittlichen Brutto-Jah-
resarbeitsentgelt aller Versicherten ausdrückt und vereinfacht 
gesagt, mit den Versicherungsjahren multipliziert wird. 
Für den Beamten bemißt sich die Höhe der Versorgung einer-
seits nach den Dienstbezügen, die ihm zuletzt zugestanden 
haben
124) (ruhegehaltfähige Dienstbezüge, § 4 Abs. 3 Be-
amtVG) und nach der ruhegehaltfähigen Dienstzeit, d. h. der 
Zeit seit der ersten Berufung in das Beamtenverhältnis zu ei-
nem öffentlich-rechtlichen Dienstherrn (§§ 6 Abs. l, 14 Be-
amtVG). 
In dieser Beziehung stellt der Begriff der „Versorgungsge-
rechtigkeit“ eine Relation zwischen der während des Arbeits-
lebens geleisteten Arbeit und der Höhe der Versorgungsbe-
züge her. 
Der weitere Aspekt der „Versorgungsgerechtigkeit“ bezieht 
sich wie beim allgemeinen Prinzip der Gerechtigkeit darauf, 
daß die Individuen im Verhältnis zueinander gleich – bzw. 
ungleich zu behandeln sind.
125) Es geht darum, im Verhältnis 
der verschiedenen Versorgungsempfänger zueinander bei der 
Verteilung der Versorgungsleistungen das gegenseitige 
Gleichgewicht aufrechtzuerhalten. 
Kriterium für das, was als Maßstab Gleiches und Ungleiches 
scheiden soll, ist die Quantität und Qualität der ausgeübten 
beruflichen Tätigkeiten während des Arbeitslebens. 
Das heißt, nach diesem Kriterium hat eine Verminderung der 
Arbeitsleistung auch proportional zu anderen Versorgungs-
empfängern zu einer Minderung der Versorgungsleistung zu 
führen. 
Ausgehend vom Kern der Gerechtigkeitsvorstellungen im 
Bereich der Versorgung ist zu prüfen, welche Konstellationen 
in ihren Bezugsgrößen vergleichbar sind. 
In der Rentenversicherung führt die Inanspruchnahme von 
Teilzeitarbeit in jedem Fall zur Verminderung der Versor-
gung. Das Einkommen des Versicherten wird durch die Teil-
zeitarbeit gemindert und dadurch verringert sich die persönli-
che Rentenbemessungsgrundlage. Vorschläge, die auf diesem 
Vergleichskriterium beruhen, wie der „Koschnick-Vor-
schlag“ (Brief an den Bundesinnenminister vom 18. 1. 1977) 
124) Beschluß des BVerfG v. 14. 6. 1960, BVerfGE 11, 203ff., 214. 
125) Hart, H. L. A., Der Begriff des Rechts, Frankfurt/M., 1973. 
126) Rüfner, W., Beamtenversorgung und Sozialversicherung, in: Hrsg.) Walter 
Leisner, Berufsbeamtentum im demokratischen Staat, Berlin 1975, S. 147ff., 
152. 
127) Urteil vom 12. 7. 1972, BVerwGE 40, 220ff., 222f.; Buchholz 232, § 135 
BBG Nr. 57. 
sehen rechnerisch für jedes volle Jahr einer Nichtbeschäfti-
gung einen Versorgungsabschlag vom Ruhegehalt von 2,14% 
vor. D. h. für 8 Jahre Teilzeitarbeit mit der Hälfte der regel-
mäßigen Arbeitszeit würden 8,56 % von den ruhegehaltfähi-
gen Dienstbezügen abgezogen werden. Dieser Vorschlag lei-
tet sich in gewisser Weise aus Elementen der Rentenversiche-
rung ab, weil er eine Kürzung analog zu den Versicherungs-
jahren vorzunehmen versucht. 
In der Höhe des Abschlages mit 2,14 % knüpft er dagegen an 
das Beamtenversorgungsrecht an, weil sich dieser Prozentsatz 
ergibt, wenn man den Höchstsatz der Versorgung von 75 % 
durch die Zahl der Jahre teilt, die mindestens erforderlich 
sind, um diese Höchstversorgung zu erreichen (35). 
Die Übertragung dieses beamtenversorgungsrechtlichen 
Elementes in die rentenversicherungsrechtliche Ausgangs-
überlegung führt dazu, daß die Kürzung selbst nach Grund-
sätzen der Rentenversicherung überproportional wäre. In der 
Rentenversicherung wird linear für jedes anrechenbare Jahr 
1,5% der persönlichen Bemessungsgrundlage gewährt.
126) 
Um diesen Satz würde sich für jedes volle Jahr der Nichtbe-
schäftigung der Rentenanspruch mindern. 
Schon an dem Beispiel des „Koschnick-Vorschlages“ wird 
deutlich, daß die Kriterien zur Bestimmung der Versor-
gungshöhe in der Rentenversicherung und Beamtenversor-
gung nicht homogen sind. 
Zu Recht hat das BVerwG mehrfach ausgeführt, daß zwi-
schen Rentenversicherung und Beamtenversorgung keine 
Vergleichbarkeit besteht.
127) 
Die Auswirkungen der versorgungsrechtlichen Lösung der 
„Formulierungshilfe“ sind daher immanent, im Beamtenver-
sorgungssystem auf ihre Proportionalität und Ausgewogen-
heit hin zu betrachten. 
Für die Minderung der Arbeitsleistung im Fall der Teilzeitar-
beit setzt die „Formulierungshilfe“ die ruhegehaltfähige 
Dienstzeit „außer Kraft“ und ordnet an, daß unabhängig von 
der Dauer der Dienstzeit direkt das Ruhegehalt prozentual 
herabzusetzen ist. Damit soll die indirekte Wirkung der ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit als Faktor ausgeschaltet werden. Bei 
Teilzeitarbeit soll die Reduzierung der Versorgungsbezüge 
unabhängig von der Dauer der sonst maßgeblichen Gesamt-
dienstzeit eintreten. Es tritt ein Nebeneinander zweier unter-
schiedlicher Kriterien für die Berechnung der prozentualen 
Versorgungshöhe ein. 
Auswirkung dieses Gegensatzes ist, daß ein Beamter, der sei-
nem Dienstherrn insgesamt längere Zeit zur Verfügung stand 
als ein anderer, möglicherweise weniger Versorgung erhält als 
dieser. Ein Beamter, der gerade über 35 Dienstjahre verfügt, 
erhält die Höchstversorgung von 75 % der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge, während der Beamte, der während 45 Dienst-
jahren 4 Jahre Teilzeitarbeit geleistet hat (damit effektiv 43 
Jahre – also 8 Jahre mehr als der erste – gearbeitet hat), nie 
mehr die 75 % erreichen kann. 
Die „Formulierungshilfe“ setzt sich in Widerspruch zu ihrem 
eigenen Ausgangspunkt. Der lag darin, daß aus Gründen der 
„Versorgungsgerechtigkeit“ bei teilzeitbeschäftigten Beam-
ten gemindert werden müsse, weil sie insgesamt weniger 
Dienstzeit ableisteten. Unter diesem Aspekt sollte man allein 
die Dienstzeit zum Ansatzpunkt und Kriterium für die Höhe 
der Versorgung machen: Das heißt, es müßte entsprechend 
der Minderleistung allein die ruhegehaltsfähige Dienstzeit ge-
kürzt werden. 
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,,Formulierungshilfe“ befürchtet – könnten nach dieser Re-
gelung zwei Beamte gleichbehandelt werden, die beide weit 
über 35 Dienstjahre haben und von denen einer doch weniger 
Dienst geleistet hat, weil er während dieser Zeit einmal teil-
zeitbeschäftigt war. Dieser nach dem Maßstab des geleisteten 
Dienstes als disproportional zu kennzeichnende Sachverhalt 
ist indessen nicht der Einführung der Teilzeitarbeit geschul-
det. Die Ungleichheiten treten auf, weil nur die ruhegehaltfä-
hige Dienstzeit bis zu 35 Jahren den Prozentsatz bestimmt. 
Das gilt selbstverständlich auch für alle anderen Konstellatio-
nen bei der Berechnung der Versorgung, nicht nur bei der 
Modifizierung durch die Teilzeitarbeit. 
Dieser Sachverhalt ist jedoch nicht als ,,ungerecht“ anzuse-
hen. Zur Bestimmung von Gleichheit bzw. Ungleichheit 
kommt es entscheidend darauf an, welches Merkmal in Sach-
verhalten als Maßstab für deren Vergleichbarkeit durch das 
Gesetz verbindlich zugrunde gelegt wird.
128) Das Beamten-
versorgungsgesetz bestimmt als relevanten Gesichtspunkt al-
lein die Dienstzeit bis zu 35 Jahren. Im Sinne des Gesetzes 
werden die daneben liegenden Ungleichheiten als irrelevant 
angesehen; ihre Unterschiede sind als unwesentlich gesetzt. 
128) Hart, H. L. A., Der Begriff . . ., S. 220-222. 
129) Thieme, W., Empfiehlt es sich, das Beamtenrecht unter Berücksichtigung der 
Wandlungen von Staat und Gesellschaft neu zu ordnen? S. D 48. 
130) Bericht der Studienkommission für die Reform des öffentlichen Dienstrechts 
– Kurzfassung – Düsseldorf 1973, S. 66. 
Will man ,,Versorgungsgerechtigkeit“ uneingeschränkt nach 
der Länge der Dienstzeiten bestimmen, so muß bei der ruhe-
gehaltfähigen Dienstzeit die Grenze von 35 Jahren aufgeho-
ben werden. 
In diesem Fall würden Beamte, die während ihres Arbeitsle-
bens teilzeitbeschäftigt waren, genau entsprechend und zu 
anderen Beamten im Verhältnis ihrer geleisteten Dienstzeiten 
Versorgungsbezüge erhalten. 
Festzuhalten ist, daß diese Ungleichheiten im Beamtenver-
sorgungssystem und in Relation zur Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten kein spezifisches Problem der 
Teilzeitarbeit sind. Sie offenbaren allgemeine Ungleichge-
wichte in den Versorgungssystemen und öffnen daher die 
Perspektive auf ihre grundlegende Neuregelung. Im Rahmen 
der Reformdiskussion ist zwar die Aufhebung der 35-Jah-
res-Grenze befürwortet worden,
129) sie hat sich jedoch nicht 
durchsetzen können. So schlägt die Studienkommission für 
die Reform des öffentlichen Dienstrechts vor, daß der 
Höchstsatz von 75 % der Versorgung nach 35 Jahren erreicht 
werden soll.
130) 
Der der ,,Formulierungshilfe“ zugrundeliegende Gedanke 
einer uneingeschränkten Berücksichtigung der Dauer der Le-
bensarbeitszeit (ruhegehaltfähige Dienstzeit) ließe sich im 
Rahmen einer Gesamtreform, die auch die Relation zur Ren-
tenversicherung herstellen müßte, nur umsetzen, wenn alle 
Arbeits- und Dienstjahre ohne Begrenzung bei der Berech-
nung der Versorgungshöhe Berücksichtigung fänden. 
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